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Gemeinderat unſerer Mitbürger Ausdruck gebe, bitte ich, mich zu ermächtigen, 
| wi ). den innigſten Dank des Gemeinderathes der Stadt Wien Seiner 
. : Durchlaucht in entſprechender Form zu übermitteln. (Lebhafter, 
Sitzung des Gemeinderathes. allseitiger Beifall) 
Dienstag, den 11. September 1894, ½5 Uhr nachmittags. 2. Herr Gem. Rath Dolainski entſchuldigt fein Aus— 
8 bleiben von der heutigen Sitzung wegen einer Geſchäftsreiſe. 
5 , „ 3. Es wurden folgende Urlaube ertheilt: 
9 fenograp ) iſcher Bericht dem Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter vom 29. Auguſt 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. bis 12. September; 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 4. September dem Herrn Gem. Rathe Mayer vom 8. Auguſt bis 
1894 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Raimund 8. September; 
Grübl. dem Herrn Gem.-Rathe Schneiderhan vom 7. Auguſt 
Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung ift beſchluſs⸗ bis 7. September; 
fähig, die Sitzung eröffnet. dem Herrn Gem.-Rathe v. Götz vom 7. Auguſt bis 


1. Im Laufe der Ferien find unſere ſtädtiſchen Sammlungen 7. September; | | 
durch ein wahrhaft munificentes Geſchenk bereichert worden. Der dem Herrn Gem.-Rathe Stiaßnuy vom 13. Auguſt bis 
edle und kunſtſinnige Mäcen, Se. Durchlaucht Fürſt Johann von 10. September; 


und zu Liechtenſtein, hat der Stadt Wien eine bedeutende dem Herrn Gem.⸗Rathe Dr. Lederer vom 28. Auguſt bis 
Anzahl von Gemälden hervorragender Wiener Meiſter gewidmet, 18. September; 
die ſchon in kurzer Zeit in einem Saale des ſtädtiſchen Muſeums, dem Herrn Gem.⸗Rathe Dobes vom 28. Auguſt bis 
benannt nach dem hochherzigen Spender, werden öffentlich zur 15. September; 
Beſichtigung ausgeſtellt werden. Nicht nur der hohe materielle dem Herrn Gem. Rathe Ritt. v Goldſchmidt vom 1. bis 


Wert dieſer Kunſtwerke, ſondern vor allem das glänzende Beiſpiel 30. September; | 
von theilnahmsvoller Liebe zur Stadt Wien, welche Se. Durch— dem Herrn Gem.⸗Rathe Schuh von heute ab ein Urlaub 
laucht durch dieſe Schenkung bekundet hat, mufs das Herz jedes don vier Wochen. 


Wiener Bürgers erfreuen. (Beifall.) Ich bin überzeugt, meine Herr Gem.⸗Rath Ritt. v. Neumann einen Urlaub vom 
hochverehrten Herren, dafs Sie gleich mir von dem Wunſche 1. bis 25. September. 
erfüllt ſind, das dieſe Widmung Sr. Durchlaucht Nachahmung 4. Herr Gem.⸗Rath Dr. Huber hat mit Rückſicht auf feine 


finden und unſere an hiſtoriſchen Erinnerungen wie an Kunſt— angegriffenen Geſundheitsverhältniſſe und deswegen, weil der erſte 
werken reiche Stadt durch die Opferwilligkeit ihrer Bürger bald Theil ſeines Urlaubes in eine ſehr ungünſtige Witterung gefallen 
in die Lage kommen möge, auch mit ihren Sammlungen in Wett- und eine Fortſetzung ſeiner Cur nothwendig iſt, um eine Ver— 
bewerb mit anderen großen Städten treten zu können. (Beifall.) längerung ſeines Urlaubes um 14 Tage angeſucht. Sein Urlaub 

Indem ich an dieſer Stelle der Verehrung für Se. Durch- beträgt ſomit ſechs Wochen. — Die Verſammlung iſt mit der 
laucht Fürſten Johann von und zu Liechtenſtein namens Ertheilung einverſtanden. 
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5. Ein ungenannter Wohlthäter hat für die chriſtlichen 
Armen Wiens den Betrag von 500 fl. geſpendet. 

6. Herr Ignaz Weiß hat in ſeinem Teſtamente für die 
Armen Wiens ohne Unterſchied der Confeſſion 300 fl. legiert. Die 
Erben des Genannten haben aus eigenem weitere 300 fl. zu gleichem 
Zwecke geſpendet. 

7. Von einem Ungenannten wurde für die beiden Waiſen⸗ 
knaben, welche bei der Ziehung der Communglloſe am 1. Juli 
1893 verwendet wurden, den Betrag von 250 fl. geſpendet. 

8. Der verſtorbene Finanzofficial Guſtav Wurz hat für 
die Armen der Pfarre Eliſabeth im IV. Bezirke 100 fl. legiert. 

9. Von einer ungenannt ſein wollenden Hofrathswitwe wurde 
für die Armen des IV. Bezirkes der Betrag von 200 fl. geſpendet. 

10. Ein Ungenannter hat für die Armen des XIV. Bezirkes 
(Rudolfsheim) 100 fl. geſpendet. 

11. Von einem Ungenannten wurde für die Armen Wiens 
ein Betrag von 50 fl. übergeben. 

12. Der Verein chriſtlicher Wähler hat als Ertrag von 
einem Feſte, das in Ober-Meidling, Dreherpark, am 5. Auguſt 
ſtattgefunden hat, den Betrag von 194 fl. für die Armen des 
XIV. Bezirkes geſpendet. (Bravo!) 

Den Spendern wird der Dank ausgeſprochen. 

13. Herr Hof⸗ und Gerichtsadvocat Dr. Leopold Libitzky 
gibt bekannt, daſs Frau Amalie Urbany laut Teſtament vom 
22. Jänner für die Armen Wiens einen Betrag von 500 fl. ge— 
ſpendet hat. 

Wird mit Dank zur Kenntnis genommen. 

14. Die Kirchenvorſtehung der Pfarre St. Peter in der 
inneren Stadt Wien hat den löblichen Gemeinderath eingeladen, 
an der am 8. September d. J., als dem Feſte Mariä Geburt, 
ſtattfindenden Proceſſion zur Dreifaltigkeitsſäule Am Graben theilzu— 
nehmen. Dieſe kirchliche Feier beginnt um ½ 10 Uhr. Diejenigen 
Herren, welche etwa eine Legitimationsurkunde zur Theilnahme an 
dieſer Proceſſion wünſchen, bitte ich, ſich im Präſidium zu melden. 

15. Herr Gem.⸗Rath Kareis hat folgendes Schreiben an 
mich gerichtet (liest): 

„Euer Hochwohlgeboren! 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Von Sr. k. und k. apoſtoliſchen Majeſtät zum Oberbaurathe 
der techniſchen Abtheilung bei der k. k. Bolt: und Telegraphen— 
ſtation Prag gnädigſt ernannt, lege ich hiemit das Mandat als 
Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien nieder. 

Geſtatten Euer Hochwohlgeboren mir bei dieſem Anlaſſe, für 
die vielen Beweiſe ſchmeichelhaften Wohlwollens, welche mir von 
Ihnen und dem wohllöblichen Präſidium zutheil wurden, ergebenſt 
zu danken und erlaube mir die Bitte anzufügen, den gleichen, mich 
bei dieſer Gelegenheit bewegenden Gefühlen dem löblichen Gemeinde— 
rathe gegenüber gütig Ausdruck geben zu wollen. 

Euer Hochwohlgeboren ergebenſter 
Joſef Kareis, 
k. k. Oberbaurath.“ 

Herr Gem.-Rath Kareis gehörte ſeit dem Jahre 1890 dem 
Wiener Gemeinderathe an; er hat wiederholt bei verſchiedenen 
wichtigen Angelegenheiten Beweiſe ſeines ausgezeichneten techniſchen 
Wiſſens gegeben und in wirkſamer Weiſe an den Verhandlungen 
des Gemeinderathes theilgenommen. Ich bin überzeugt, daßs 
ſämmtliche Herren dem ſcheidenden Herrn Oberbaurathe ein 
freundſchaftliches Andenken bewahren werden. (Zuſtimmung.) 
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16. Herr St.⸗R. Georg Boſchan hat folgende Zuſchrift 
an mich gerichtet (liest): 

„Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Geſchäftliche Angelegenheiten, ſowie Geſundheitsrückſichten 
werden mir die Nothwendigkeit auferlegen, wiederholt und für 
längere Zeit von Wien abweſend zu ſein. 

Aus dieſem Grunde würde es mir in der Zukunft nicht 
möglich ſein, mein Amt als Stadtrath in ſo gewiſſenhafter Weiſe 
auszuüben, als es von jedem Mitgliede dieſer Körperſchaft verlangt 
werden kann; ich lege daher mein Mandat als Stadtrath hiemit 
in die Hände des Gemeinderathes zurück. 

Ich danke dem Gemeinderathe verbindlich für das mir ſeinerzeit 
durch Berufung in den Stadtrath bewieſene Vertrauen, und danke 
insbeſondere den Mitgliedern des Stadtrathes für die mir jederzeit 
entgegengebrachte collegiale und freundſchaftliche Geſinnung, für 
die viele Nachſicht und Anerkennung, welche mir daſelbſt zutheil 
geworden iſt. 

Mit dem Ausdrucke voller Hochachtung zeichnet Euer Hoch— 
wohlgeboren ergebenſter Diener 

Georg Boſchan.“ 

Ich glaube, daſs die verehrte Verſammlung den Austritt des 
Herrn Gem.-Rathes Georg Boſchan aus dem Stadtrathe gewiss 
mit aufrichtigem Bedauern zur Kenntnis nehmen wird. (Zuſtimmung.) 
Herr Gem.-Rath Boſchan hat früher durch viele Jahre als 
Budget⸗Referent im Gemeinderathe fungiert, dann auch als Budget— 
Referent im Stadtrathe. Er hat durch dieſes Referat, ſowie durch 
alle anderen Referate Beweiſe ſeines klaren Verſtandes, ſeiner 
ſchuellen Auffaſſung, ſeiner Hingebung und Uneigennützigkeit gegeben. 

Ich bin überzeugt, daſs der Gemeinderat) mit mir ein— 
verstanden iſt, wenn ich ſage, daßs es unſere Pflicht iſt, dem Herrn 
Gem.⸗Rathe Boſchan anlässlich feines Ausſcheidens aus dem 
Stadtrathe den Dank auszuſprechen. (Zuſtimmung.) 

17. Ferner habe ich die Ehre, folgende Zuſchrift zur Kenntnis 
zu bringen (liest): 

„Im Allerhöchſten Auftrage Sr. k. und k. apoſtoliſchen 
Majeſtät beehrt ſich die Cabinetskanzlei Euer Hochwohlgeboren 
für die anläſslich des Ablebens Sr. k. und k. Hoheit des hoch— 
würdigſt⸗durchlauchtigſten Herrn Erzherzogs Wilhelm, Hoch— 
und Deutſchmeiſters, im Namen des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien zum Ausdrucke gebrachten 
Gefühle der Trauer und Theilnahme den Allerhöchſten Dank 
Seiner Majeſtät ergebenſt bekanntzugeben. 

Wien, 5. Auguſt 1894. In Vertretung: 
Kundrat m. p.“ 

18. Ferner habe ich folgende Zuſchrift zur Kenntnis zu 
bringen (liest): 

„Se. k. und k. apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter Ent— 


ſchließung vom 19. Juli 1894 allergnädigſt zu geſtatten geruht, 


dafs von Euer Hochwohlgeboren als Bürgermeiſter der Reichs— 
haupt und Reſidenzſtadt Wien im Jahre 1895 eine Effecten— 
lotterie zu Gunſten der Armen Wiens unter Beigabe von 23 Geld— 
treffern, und zwar: 


I Treffer mit 10.000 Goldkronen, 


2 „ „ je 2.000 g 
2: sr ae 000 „ 
6 1 n n 200 " 
ee LORD „ 


taxfrei veranſtaltet werde. 
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Ferner wird im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium 
des Innern geſtattet, dafs bei Durchführung dieſer Lotterie 
400.000 Loſe à 1 Krone ausgegeben werden. 

Hievon beehrt ſich das Finanzminiſterium Euer Hochwohl— 
geboren in Erledigung der Eingabe vom 30. Juni 1894 mit der 
Einladung in Kenntnis zu ſetzen, den Spielplan, ſowie das 
Gewinſtverzeichnis dieſer Lotterie rechtzeitig der k. k. Lotto-Gefälls— 
Direction zu überſenden. 

Wien, 26. Juli 1894.“ 

19. Von Seite des Bürgermeiſteramtes der Landeshauptſtadt 
Brünn iſt folgende Zuſchrift an mich gelangt (liest) : 

„Die von der Vertretung der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien an die hierortige Gemeindevertretung anlässlich des 
Ablebens des Herrn Bürgermeiſters Guſtav Winterholler über— 
mittelte Beileidskundgebung gereichte derſelben zum Troſte in 
ihrer tiefen Trauer. 

Hat fie doch bewieſen, daſs die Stadt Wien unſerer Stadt 
die wärmſten Sympathien entgegenbringt, und daſs das Leid, 
welches unſere Stadt betrifft, von ihr mitgefühlt wird. 

Ich erlaube mir, für die erwieſene Theilnahme den innigſten 
Dank der Gemeindevertretung zu übermitteln und füge noch meinen 
perſönlichen wärmſten Dank hinzu. 

Für den Gemeinderath der Landeshauptſtadt Brünn: 

Am 4. Auguſt 1894. 

Der Vice-Bürgermeiſter: 
Rohrer.“ 

20. Von Seite der hohen k. k. n.-d. Statthalterei wird 
bekanntgegeben, daſs Herr Dr. Anton Stenz! aus dem Landes— 
ſchulrathe ausgetreten iſt und daher für die reſtliche Dauer ſeines 
Mandates als Landesſchulrath eine Neuwahl zu treffen iſt. Sie 
wird auf die nächſte Tagesordnung geſetzt werden. 

21. Die Genoſſenſchaft der bildenden Künſtler Wiens dankt 
dem Gemeinderathe für die, für die Jahre 1894 bis 1898 gewährte 
Subvention von jährlich 1000 fl. und verfichert, dafs dieſe Widmung 
genau den Beſchlüſſen des Gemeinderathes entſprechend verwendet 
werden wird. 

22. Der wiſſenſchaftliche Verein „Skioptikon“ dankt für die 
Spende von 200 fl., welche der Gemeinderath pro 1894 gewährt hat. 

23. In die Commiſſion behufs Unterſuchung des Markt- und 
Approviſionierungsweſens im Sinne des § 47 des Gemeinde— 
ſtatutes wurden bei Abgabe von 69 Stimmzelteln gewählt die 
Herren Gem. -Räthe: Herold, Seiler, Röhrl, Schieferl, 
Kirchmahyer, Wimberger, Herrdegen, Gierſter, Dr. 
Mittler, Dr. Scholz, Vincenz Weſſely, Schneeweiß, 
Geyer, Schlögl und Gräf, ſämmtlich mit abſoluter Majorität. 

24. Mir iſt ferner eine Zuſchrift des Herrn Gem. Rathes Büſch 
übergeben worden, laut welcher er mittheilt, dass er der Bibliothek 
der Stadt Wien ein Exemplar der vom öſterreichiſchen Touriſteu— 
club herausgegebenen Zeitſchrift gewidmet hat, nämlich einen Band, 
umfaſſend die Zeit vom März 1886 bis Juli 1894. 

Dem Spender wird der Dank ausgeſprochen. 

Ich bitte um Mittheilung der Einläufe. 

Schriftführer Gem. Rath Dr. Zimmermann (liest): 

25. Herr Gem.⸗Rath Büſch überreicht eine Petition mit 
67 Unterſchriften von Hausbeſitzern in der ehemaligen Gemeinde 
Hetzendorf im XII. Bezirke um dringliche Herſtellung von Beton— 
canälen in den Seitengaſſen dieſes Bezirkstheiles zur Aufnahme 
der aus den Häuſern abfließenden Brunnen- und Niederſchlagswäſſer. 
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Die Petition hat folgenden Wortlaut: 

Wohllöblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien! 

„Die ehemalige Gemeinde Hetzendorf hat durch ihre geſetzliche Vertretung 
wiederholt, ſpeciell aber in den Jahren 1889 und 1890, rechtsverbindliche 
Beſchlüſſe gefaſst, welche die Canaliſierung ſämmtlicher Ortsſtraßen und Gaſſen 
zum Gegenſtande hatten. 

Längs der Hauptſtraße wurde der Beton-Hauptcanal bis zur Giſelagaſſe 
und auch in einem kurzen Theile der Roſenhügelſtraße von der Firma 
N. Rella & Neffe gebaut, die Gemeindevertretung hat dieſer Firma ver— 
tragsmäßig den Ausbau in den übrigen Gaſſen und Straßen zur Ausführung 
übertragen, und dieſelbe hätte damit ſpäteſtens im Jahre 1892 beginnen ſollen. 

Allein infolge der Vereinigung des Ortes Hetzendorf mit Wien gelaugte 
die Herſtellung dieſer Betoneanäle nicht mehr zur Ausführung, obwohl die 
geſammte Bevölkerung vom hygieniſchen und ſauitären Standpunkte auf die 
Ausführung dieſer dringend nothwendigen Maßregel den größten Wert legte. 

Es mußs ganz beſonders hervorgehoben werden, dafs aus ſämmtlichen 
Häuſern der noch nicht canaliſierten Gaſſen die Brunnen- und Niederſchlag— 
wäſſer durch Gerinne in die Straßenrinnſale abfließen, daſelbſt trotz der 
Reinigung derſelben ſtagnieren und während der heißen Jahreszeit ſanitäts— 
widrige Übelſtände entſtehen, deren Beſeitigung nur durch die Schaffung der 
obgedachten Canäle dauernd möglich iſt. Insbeſondere bei drohender Cholera— 
gefahr würden dieſe ſanitären Übelſtände einen gefahrdrohenden Zuſtand 
ſchaffen, wofür wohl niemand die Verantwortung wird übernehmen wollen. 

Hauptſächlich dieſer Umſtand hat die ſeinerzeitige Gemeindevertretung von 
Hetzendorf zu dem Beſchluſſe gedrängt, die anerkaunt nothwendige Canaliſierung 
ſämmtlicher Gaſſen und Straßen des Ortes ſo raſch als möglich durchzu— 
führen, damit die Hausbeſitzer in die Lage kommen, die Brunnenüberfalls— 
und Niederſchlagswäſſer aus den Häuſern durch Einmündung in die Straßen— 
cauäle abzuführen. 

Unter dem Fortbeſtande Hetzendorfs als ſelbſtändige Gemeinde wäre 
dieſe dringend gebotene Maßregel auch ſchon längſt durchgeführt, die Commune 
Wien aber dürfte derſelben umſomehr ſchleunigſt Rechnung tragen, als ja 
dadurch einem eminent ſanitären, weitere Gebietstheile der Reſidenzſtadt be- 
drohenden Übelſtande dauernd abgeholfen wird. 

Es kann nicht angehen, ſämmtlichen, Hausbeſitzern die Errichtung von 
Sickergruben zur Aufnahme der Brunnen-Überfalls- und Niederſchlagswäſſer 
und damit die Beſeitigung des Abfluſſes in das Straßenrinnſal aufzutragen, 
da theils die örtlichen, beziehungsweiſe räumlichen Verhältniſſe in den meiſten 
Häuſern eine derartige Ausführung als unausführbar erſcheinen laſſen, theils 
die Vergiftung oder doch bedeutende Verſchlechterung des Brunnenwaſſers durch 
das in den in der nächſten Nähe des Hausbrunnens etwa errichteten Sicker— 
gruben auf Tegelgrund ſtagnierende Schmutzwaſſer zweifellos im Gefolge 
hätte und dadurch geradezu wahre Seuchenherde geſchaffen würdeu. Die Ein— 
wendung von mitbeſtimmenden Factoren, an welche wir uns in der oben be— 
ſprochenen Angelegenheit bereits gewendet haben, dafs mit der Durchführung, 
heziehungsweiſe weiteren Ausführung ſolange zuzuwarten ſei, bis über die 
Frage der Anlegung eines gleichzeitig für viele an der Peripherie Wieus ge— 
legene Bezirkstheile berechneten Hauptcanales ſeinerzeit Beſchluſs gefasst werde, 
iſt umſoweniger ſtichhältig, als einerſeits über den Zeitpunkt, ja ſogar über 
die wirkliche Herbeiführung eines ſolchen Beſchluſſes nicht einmal eine genügende 
Andeutung gegeben werden kaun, anudererſeits ſelbſt ſchon unter dem Regime 
des erweiterten Wien, und zwar in jüngſter Zeit, der Bau eines ganz gleich— 
artigen Cauales in der einbezogenen Gemeinde Altmannsdorf ausgeführt wurde. 

Wohin ſollen nun die Brunnen- und Niederſchlagswäſſer geleitet werden, 
nachdem das magiſtratiſche Bezirksamt für den XII. Bezirk den Hausbeſitzern 
unter Strafandrohung den Ausfluss auf die Straße unterſagt und was ſollen 
dieſelben bei der conſtatierten Unzuläſſigkeit der Aulage von Sickergruben be— 
ginnen, um einerſeits der behördlichen Anordnung, andererſeits den ſanitären 
Vorſchriften zu genügen? 

Wir verweiſen diesbezüglich auf die von der beſtandenen autonomen Ge— 
meinde Hetzendorf eingegangene Verpflichtung zur Herſtellung von Betoncanälen 
in allen Gaſſen und Straßen Hetzendorfs, welche Verpflichtung rechtsverbindlich 
auf die Commune Wien übergegangen iſt und find in der Erwägung, daſs 
dieſelbe zur Verbeſſerung der hygieniſchen und ſanitären Verhältniſſe alljährlich 
bedeutende, ja oft außerordentliche Ausgaben im Intereſſe der Einwohnerſchaft 
verwendet, gegen welche der Ausbau des Canalnetzes in unſerem Bezirkstheile 
nur eine verſchwindend geringe Ausgabe verurſacht, auch überzeugt, dafs unſeren 
berechtigten Wünſchen womöglich noch im Laufe dieſes Jahres Rechnung ge— 
tragen werde, und demgemäß erlauben ſich die gefertigten Bewohner, beziehungs— 
weiſe Hausbefiter die Bitte zu unterbreiten: 


Der wohllöbliche Gemeinderath wolle die Herſtellung von 
Betoncanälen in den noch übrigen Gaſſen im XII. Bezirke Wien⸗ 
Hetzendorf zur Aufnahme und Abführung der Brunnen- und 
Niederſchlagswäſſer aus den Häuſern aus den dargeſtellten Gründen 
beſchließen und deren möglichſt ſchleunige Ausführung anordnen. 

Bürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Der 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Hem.-Nath Dr. Zimmermann (liest): 

26. Interpellation des Gem.-Nathes Htehlik: 

Die Bewohner von Dornbach, Pointengaſſe, der Häuſer Nr. 50, 52, 


54, 56, 58, 60, 62 erlauben ſich an Ener Hochwohlgeboren die Anfrage zu 
1* 
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ſtellen, warum das Trinkwaſſer, welches zugeführt wird, nicht bis zu jenen 
obgenannten Hänſern beigeſtellt wird, indem der Waſſerwagen bei dem Hauſe 
Nr. 48 als feiner angeblich letzten Station hält. Da aber zwiſchen dem letzt— 
genannten Haufe und den oben angeführten eine Wieſe und ein Wein- 
garten ſich befinden, und deshalb der Weg für die Paſſage ein ſehr be— 
ſchwerlicher und eutfernter iſt, erlauben ſich die Bewohner der obgenannten 
Häuſer, da ſelbe ihren Wunſch um Abhilfe auf keinem anderen Wege zum 
Ausdrucke bringen zu können glauben, an Euer Hochwohlgeboren die ergebenſte 
Bitte zu ſtellen: 


Euer Hochwohlgeboren mögen den Contrahenten beauftragen 
laſſen, daſs derſelbe in Hinkunft das Trinkwaſſer bis zum letzten, 
das iſt das Haus Nr. 56 zuzuführen habe. 

Mürgermeiſter: Ich werde Erhebungen pflegen laſſen und 
die Interpellation in der nächſten Sitzung beantworten. 

Schriftführer Gem.-NRath Dr. Zimmermann (liest): 

27. Anfrage des Gem.-Nathes Mareſch: 


Bei der Neuen Wiener Tramway -Geſellſchaft im XVI. Bezirke beträgt 
der Fahrpreis für die Strecke „vom Ende Ottakring bis zum Durchbruche der 
Lerchenſelderlinie“ 6 kr., während für die ziemlich kürzere Route von der 
Lercheufelder- zur Mariahilferlinie 10 kr. zu entrichten find. 

Nachdem ich auf dieſen Umſtaud von Seite vieler Bewohner des XVI. Be— 

zirkes, welche dieſe Strecke hauptſächlich benützen, aufmerkſam gemacht und auch 
erſucht wurde, als Vertreter des XVI. Bezirkes competenten Ortes dieſe An— 
gelegenheit vorzubringen, ſo erlaubt ſich der Gefertigte an den geehrten Herrn 
Bürgermeiſter folgende höfliche Anfrage zu richten: 


Iſt derſelbe geneigt, ſeinen Einfluſs bei der Direction der 
Neuen Wiener Tramway -Geſellſchaft dahin geltend zu machen, 
dass dieſelbe den gewiss gerechtfertigten Wünſchen der Bevölkerung 
willfahre und auf der Strecke Lercheufelderlinie —Mariahilferlinie 
den Fahrpreis von 10 kr. auf 6 kr. herabſetze, wodurch die Ge— 
ſellſchaft ganz gewiſs keinen Schaden erleidet, da dann voraus— 
ſichtlich dieſe Route auch bedeutend mehr befahren werden dürfte? 


Vürgermeiſter: Ich werde den Gegenſtand in Unterſuchung 
ziehen laſſen und eventuell eine Eingabe im Sinne der geäußerten 
Wünſche überreichen. 

Schriftführer Hem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

28. Interpellation des Gem.-Nathes Brauneiß: 

Vor circa drei Jahren habe ich anlässlich der Erhöhung der Fleiſchpreiſe 
an den, Herrn Bürgermeiſter eine Interpellation gerichtet, dahin gehend, dass 
dieſem Übelſtande abgeholfen werde. Dieſe meine Interpellation wurde vom 
Herrn Bürgermeiſter dem Marktamte zugewieſen, wo der Referent Herr Magi— 
ſtratsrath Dr. Kronawetter dieſe meine Interpellation in einer Ver— 
ſammlung lächerlich machte und ſagte: „Ich ſoll mir den Kopf ſelber zerbrechen, 
wie das Fleiſch billiger wird.“ 

Nachdem die Fleiſchtheuerung immer mehr zunimmt und es doch Pflicht 
der von der Bevölkerung gewählten Vertreter iſt, für das Wohl derſelben zu 
ſorgen, erlaube ich mir an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene 
Anfrage zu richten: 


Wäre der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt, an die h. Regie— 
rung heranzutreten, dass dieſer Übelftand abgeſtellt wird, und dafs 
es auch der ärmeren Bevölkerung ermöglicht wird, ſich dieſes ſo— 
zuſagen wichtigſte Nahrungsmittel zu vergönnen? 

Bürgermeiſter: Ich kann auf eingebrachte Interpellation nur 
bemerken, daſs dieſe Angelegenheit ohnehin den Gegenſtand ſteter 
Fürſorge der Gemeindeverwaltung bildet. (Rufe links: Da wird das 
Fleiſch immer theuerer!) Das das Fleiſch immer theuerer wird, 
hängt nicht von der Communalverwaltung ab, das iſt klar und 
begreiflich, ſondern das iſt von anderen großen Factoren, von 
Angebot und Nachfrage abhängig. Wenn das Angebot kleiner iſt 
als die Nachfrage, wird der Artikel immer theuerer. Wir ſind nicht 
in der Lage, den Auftrieb auf dem Wiener Viehmarkte zu ver— 
größern und vermögen ebenſowenig einen entſcheidenden Einflufs 
auf das Verhältnis zwiſchen Angebot und Nachfrage zu nehmen. 
Wir können nur die ſtädtiſchen Anſtalten, welche der Approvifio- 
nierung dienen, jo einrichten, dals der Verkehr zwiſchen dem conſu— 
mierenden Publicum und den Producenten, beziehungsweiſe den 
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Verſchleißern möglichſt erleichtert, möglichſt verbilligt werde, damit 
nicht durch den Zwiſchenhandel und den Verkehr eine weitere Ver— 
theuerung der Lebensmittel eintrete. 

Die Herren wiſſen, dafs ſich auch der Stadtrath in der letzten 
Zeit mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt hat, und es ſind alle 
Maßnahmen in Erwägung gezogen worden, welche überhaupt ver— 
ſucht werden können. Ich kann übrigens ſchließlich noch darauf 
verweiſen, daſs der Gemeinderath wiederholt beſchloſſen hat, Petitionen 
an die Regierung wegen Eröffnung der rumäniſchen Grenze zu 
richten, und dafs alle dieſe Petitionen bis jetzt reſultatlos geblieben 
ſind. (Rufe: Leider!) Die Hinderniſſe und die Gründe, warum 
dies ſo iſt, ſind den Herren gleichfalls bekannt. 

Nichtsdeſtoweniger wird das Präſidium des Gemeinderathes 
nicht verſäumen, ununterbrochen jene Schritte fortſetzen, welche 
vielleicht doch endlich zu dem erwünſchten Ziele führen werden. 


(Rufe links: Und Dr. Kronawetter?! Ich müsste erſt Er— 


hebungen pflegen. Mir iſt nicht bekannt geworden, ob der Herr 
Magiſtratsrath eine ſolche Außerung gemacht hat. 
Ich bitte fortzufahren. 
Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 
29. Antrag des Gem.-Nathes Stehlik: 


An mich, ſowie au viele meiner Freunde und Bekanuten iſt von Fremden 
ſowohl als auch von der einheimiſchen Bevölkerung die Frage geſtellt worden: 
Was für ein Tramwaywagen nach Mariahilf fährt, und mussten wir zur Aus— 
kunft geben, dafs jene mit der Bezeichnung Rudolfsheim oder Penzing be— 
zeichneten Wägen die Mariahilferſtraße paſſieren. 

Da aber nicht jeder Fremde ſich in der Lage befindet, zu wiſſen, dass 
Mariahilf in der Bezeichnung der Wägen Rudolfsheim und Penzing mit inbe— 
griffen iſt und man mit dieſen Wägen über die Mariahilferſtraße fahren kaun 
und weil weiters ein ſehr großer Theil eben dieſes p. t. Publicums aus der 
Provinz ſeine Einkäufe hauptſächlich auf der Mariahilferſtraße zu beſorgen hat, 
ſo erſcheint es als eine große Nothwendigkeit, alle jene Wägen, die dieſe Route 
befahren, mit der Aufſchrift „Mariahilferſtraße“ zu verſehen. 


Die Tramwah-⸗Direction jet daher zu beauftragen, dieſem ge— 
rechten Wunſche des p. t. Publicums ehebaldigſt nachzukommen. 

Vürgermeiſter: Dieſer Antrag wird der geſchäftsordnungs— 
mäßigen Behandlung zugeführt werden. 

Wir kommen zur Tagesordnung. Zum Referate bitte 
ich Herrn Gem.-Rath Dr. v. Billing. 

30. (6823.) Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Ich 
habe die Ehre, an Stelle des beurlaubten Herrn Dr. Hackenberg 
Bericht zu erſtatten über die Frage, ob gegen eine miniſterielle 
Entſcheidung in Bauangelegenheiten eine Beſchwerde an den Ver— 
waltungsgerichtshof ergriffen werden ſoll oder nicht. Der Sach— 
verhalt iſt folgender: Die Eheleute Anton und Anna Kierlinger 
ſind Beſitzer eines Grundſtückes im XIX. Bezirke, bezeichnet mit 
der Grundb.-Einl. Nr. 572 des Grundbuches Heiligenſtadt. Dieſe 
Parcelle liegt unmittelbar an dem ſogenannten Beethovengange, 
der wahrſcheinlich allen Herren bekannt ſein dürfte. Unmittelbar an 
dieſem Fußſteig fließt der Schreiberbach und auf der anderen Seite 
des Schreiberbaches liegen communale Gründe. 

Im Jahre 1873 haben die Gemeinden Heiligenſtadt und 
Nuſsdorf eine Baulinienregulierung in dieſer Gegend vorgenommen, 
welche auch die Billigung des Miniſteriums gefunden hat. Durch 
dieſe ift beſtimmt worden, dajs bei den Häuſern, welche längs des 
Beethovenganges errichtet werden ſollen, 4“ breite, beſſer geſagt, 
tiefe Vorgärten anzulegen ſind. Dieſer Vorgarten, der nun auch 
bei der Parcelle Nr. 572 durchzuführen wäre, iſt jo ſituiert, dass 
durch denſelben ein Theil des Beethovenganges vollſtändig in die 
Zone des Vorgartens fällt und dadurch dieſer Communicationsgang 
ganz abgeſchuitten wird, jo dafs eine neue Communication, 
reſpective eventuell eine neue Gaſſe oder Straße eröffnet werden 
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müsste. Im Jahre 1892 haben nun die beiden Eheleute um 
Bekanntgabe der Baulinie und des Niveaus angeſucht und wurde 
denſelben die vom Miniſterium genehmigte Baulinie und das 
Niveau bekanntgegeben. Sie ſind nun im October 1892 um die 
Baubewilligung eingeſchritten. Dieſer Act gieng nun, nachdem 
dort ganz eigenthümliche Verhältniſſe waren, wie ich ſie Ihnen 
geſchildert habe, an den Stadtrath, und dieſer hat mit Beſchluss 
vom 30. November 1892 — ich bitte Sie, ſich dieſes Datum im 
Gedächtnis zu behalten — die Baubewilligung verweigert, und 
zwar aus dem Grunde, weil die betreffende Parcelle 572 ſowohl 
im Cataſter als auch im Grundbuche als Ackerparcelle einliegt 
und überdies thatſächlich keine Bauparcelle iſt, weil fie keine 
Zufahrt beſitzt und weil der Zugang, welcher gegenwärtig 
beſteht, durch die Baulinie abgeſchnitten wird, jo dass in dieſem 
Falle ſelbſt der Zugang zu dieſer Parcelle nicht vollſtändig vor— 
handen iſt. Es ſei alſo nothwendig, dafs vor Bewilligung des 
Baues erſt das Verfahren nach den SS 3 und 5 der Bauordnung, 
nämlich betreffend die Grundabtheilung, vorgenommen werde, 
und ſolange dies nicht der Fall ſei, liege eben nicht die Möglichkeit 
der Verbauung vor; es müſſe alſo das Anſuchen um die Bau— 
bewilligung abgewiefen werden. 

Gegen dieſe Entſcheidung der Baubehörde, welche ſelbſtver— 
ſtändlich einem Recurſe unterliegt, für welche auch Recursfriſten 
vorgeſchrieben ſind, haben nun die Eheleute Kierlinger den 
Recurs an die Bandeputation ergriffen. Dieſer Recurs wurde, 
weil Verhandlungen wegen der dortigen Baulinie im Zuge waren, 
an den Stadtrath geleitet, um eventuell eine Modification zu 
finden, wonach dieſer Bau ſtattfinden könne. 

Der Stadtrath, welcher in der That auch die Abſicht hatte, 
den Eheleuten Kierlinger die Verbauung unter den geſetzlichen 
Modalitäten und Cautelen zu ermöglichen, hat nun einen Beſchluss 
gefaſst, und zwar am 6. April 1893 — auch dieſes Datum bitte 
ich, gütigſt im Gedächtniſſe zu behalten. Dieſer Beſchluſs des 
Stadtrathes war keine baubehördliche Entſcheidung, ſondern gieng 
dahin, der Stadtrath wäre geneigt, die Bewilligung zum Baue 
unter mehreren Bedingungen zu geben, und zwar: 1. dass die 
Bauwerber denjenigen Theil des Grundes, welcher zur vollſtändigen 
Herſtellung der Vorgartenzone nothwendig war, alſo einen Theil 
des Beethovenganges über Verlangen der Gemeinde einlöſen; 
2. daſs die Bauwerber auch jenen Theil, welcher außerhalb der 
Baulinie liegt und zur Eröffnung der halben Straßenbreite, 
eventuell bis zu 23 m, der Maximalgrenze nach der Bauordnung, 
nothwendig wäre, erworben und der Gemeinde zur Errichtung 
der neuen Straße, beziehungsweiſe der halben Straße zur Ver— 
fügung ſtellen, und 3. dafs die Bauwerber längs ihrer Grenze 
das vorſchriftsmäßige Trottoir herſtellen. 

Dieſer Beſchluſs des Stadtrathes wurde nun, nachdem derſelbe 
keine recurrierbare Entſcheidung war, den Bauwerbern nicht ſchriftlich, 
ſondern mündlich bekanntgegeben, und dieſelben haben ſich in einer 
Eingabe dahin ausgeſprochen, dafs fie zwar die erſte und dritte 
Bedingung, unter welcher ſie die Baubewilligung bekommen könnten, 
acceptieren, das iſt nämlich die Einlöſung eines Theiles des Beethoven— 
ganges und die Trottoirlegung, nicht aber auch die zweite, welche ſie 
verpflichtet, auch die halbe Straße zur Verfügung zu ſtellen. Unter 
ſolchen Umſtänden iſt der Beſchluſs vom 6. April 1893 thatſächlich 
ganz gegenſtandslos geworden, nachdem derſelbe bloß den Charakter 
eines Vergleichsanbotes hatte, welcher Vergleich eben nicht zuſtande 
kam; keineswegs aber war irgendeine Entſcheidung gegeben, welche 
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recurrierbar geweſen wäre. In der That haben die beiden Bau— 
werber in der Eingabe gebeten, es möge nunmehr der Recurs, 
den fie gegen den Beſchluſs des Stadtrathes als der Baubehörde 
vom 30. November 1892 eingebracht hatten, der Baudeputation 
vorgelegt werden. Das geſchah denn auch, und die Bau⸗ 
deputation hat nun darüber eine ganz eigenthümliche Entſcheidung 
gefällt. Die Baudeputation hat nämlich den Beſchluſs des Stadt— 
rathes vom 30. November 1892, alſo die eigentlich recurrierte 
Entſcheidung der Baubehörde, gänzlich ignoriert, dagegen hat ſie 
den Beſchluſs des Stadtrathes vom 6. April 1893, welcher keine 
Entſcheidung war und gegen den nicht recurriert wurde, auf— 
gehoben und hat in den Gründen ausgeſprochen, dals die Ver— 
bauung des Grundes nicht thunlich ſei, nachdem derſelbe ein Acker 
und keine Bauparcelle ſei, nachdem dieſelbe keine Zufahrt habe 
und nachdem erſt durch die Führung einer neuen Straße die 
nöthige Zufahrt und Verbaubarkeit geſchaffen werden müfſste. 

Wie die Herren ſehen, hat alſo eigentlich die Baudeputation 
den entſcheidenden Beſchluſs des Stadtrathes vom 30. November 
1892 beſtätigt, wenn auch nicht ausdrücklich, jo doch dadurch, dass 
ſich die Gründe ihrer Entſcheidung mit den vom Stadtrathe an— 
gegebenen Gründen vollſtändig decken. Dagegen hat aber die Bau— 
deputation einen Beſchluſs des Stadtrathes, der gar nicht ihrer 
Judicatur unterlag, nachdem gegen denſelben ein Recurs nicht 
vorlag, einfach aufgehoben. Die Sache ſtand alſo fo, dass die 
Baudeputation die Entſcheidung des Stadtrathes beſtätigte, 
und zwar insbeſondere durch die Congruenz der Entſcheidungs— 
gründe. Es lagen alſo eigentlich zwei gleichlautende Entſcheidungen 
vor und wäre daher nach § 109 der Bauordnung eine weitere 
Recursführung an das Miniſterium überhaupt nicht zuläſſig 
geweſen. Nichtsdeſtoweniger wurde ein Recurs an das Miniſterium 
eingebracht und dieſes hat unter dem 8. Juni 1894 eine ganz 
merkwürdige Entſcheidung gefunden. 

Das Miniſterium hat nämlich, trotzdem es — wie ich gezeigt 
habe — den Recurs in formaler Beziehung von vornherein 
hätte zurückweiſen ſollen, auch in meritaler Beziehung eine Ent— 
ſcheidung gefällt, dahin gehend, es werde die Entſcheidung der Bau— 
deputation aufgehoben, und es wurde jener Beſchluſs des Stadt 
rathes vom 6. April 1893, jedoch modificiert, reactiviert, indem 
das Miniſterium den Eheleuten Kierling er unter den beiden 
von ihnen acceptierten Bedingungen die Baubewilligung gab, 
nämlich unter der Bedingung, dafs ein Theil des Beethovenganges 
zur Ergänzung der Bauparcelle eingelöst und dass das Trottoir 
gelegt werde; die Bedingung wegen Beiſtellung der halben Straßen— 
breite und des dazu nöthigen Grundes hat aber das Miniſterium 
als in dem Geſetze nicht begründet aufgehoben. Dieſe Entſcheidung 
iſt es nun, um deren Bekämpfung im Wege der Beſchwerde es 
ſich handelt. Dieſe Entſcheidung kann und mujs in zwei Richtungen 
angefochten werden, und zwar zuerſt in formaler Beziehung, weil 
die Entſcheidung jedenfalls dem Geſetze widerſpricht, denn entweder 
liegen, wie ich bereits nachgewieſen habe, zwei gleichlautende Ent— 
ſcheidungen von unteren Baubehörden vor, nämlich vom Stadt— 
rathe und der Baudeputation, welche dahin gehen, daſs die Bau— 
bewilligung wegen mangelnder Verbaubarkeit des Grundes ab— 
gewieſen werde, dann mufste der Recurs ſofort abgewieſen werden, 
weil ein Recurs an das Miniſterium dann geſetzlich nicht mehr 
zuläſſig iſt, oder aber das Miniſterium bemängelt etwa in der 
Entſcheidung der Bandeputation, daßs dieſe Entſcheidung den 
eigentlich recurrierten Beſchlußs des Stadtrathes gänzlich ignoriere, 
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dann musste das Miniſterium ſeinerſeits den Recurs zurückweiſen, 
das Verfahren wegen Mangelhaftigkeit aufheben und der Bau— 
deputation den Auftrag ertheilen, ihre Entſcheidung darnach ein— 
zurichten, wie der urſprüngliche Recurs lautet, nämlich ob der 
Beſchluſs des Stadtrathes vom 30. November 1892 aufgehoben 
oder beſtätigt werde. 

Aber auch in materieller Beziehung — da werde ich mich 
ſehr kurz faſſen — ſind in der miniſteriellen Entſcheidung einige 
Punkte, welche auf das entſchiedenſte bekämpft werden müſſen. 
Das Miniſterium hat nämlich durchleuchten laſſen, dass dadurch, 
daſs die Baulinie gegeben und auch ſchon ausgeſteckt worden ſei, 
eigentlich die Verbaubarkeit der Parcelle ſchon gegeben iſt, ein 
Grundſatz, der total dem Geſetze widerſpricht, weil die Baulinie, 
die unter allen Umſtänden gegeben werden muſßs, nie imſtande 
iſt, das Verfahren bezüglich der Grundtheilung zu erſetzen oder 
aber diejenigen Bedingungen ſchon als erfüllt zu ſehen, die zur 
Verbauung eines Grundes und zur Verbaubarkeit desſelben gehören. 

Weiter hat aber das Miniſterium ausgeſprochen, die 
Verpflichtung irgendeines Bauwerbers, eventuell den Grund 
zur Errichtung der halben Straßenbreite beizuſtellen, könne 
nur ſoweit als beſtehend aufgefaſst werden, als der Grund, der 
zu dieſem Zwecke abzutreten fei, den Bauwerbern ſelbſt eigen— 
thümlich ſei; man könne ſie aber nicht verpflichten, auch fremden 
Grund und Boden zu erwerben, um dadurch den nöthigen Grund 
der Gemeinde zur Errichtung der halben Straße zur Verfügung 
zu ſtellen. Würde dieſer Grundſatz ein richtiger ſein, ſo würde der— 
ſelbe für die Gemeinde die koloſſalſten Folgen, insbeſondere in 
finanzieller Beziehung, haben. 

Er muſßs daher angefochten werden, iſt aber auch ſehr leicht 
anzufechten, denn das Miniſterium hat hier die Begriffe „Er— 
werbung“ und „Banverbot“ offenbar verwechſelt und hat ganz 
überſehen, daſs das Baugeſetz auch einen § 5 hat, deſſen letzter 
Abſatz dahin geht, dafs, wenn bei einer Abtheilung ein oder auch 
mehrere Baugründe jo an die Baulinie grenzen, dass eine neue 
Straße eröffnet werden muſs, darauf geſehen werden mus, dafs 
dieſe Straße mindeſtens in der Breite der Hälfte der Straßenweite 
durchgeführt werde und dafs die Baubehörde das Recht hat, 
da, wo dies nicht ſofort möglich iſt, inſolange die Bauführung zu 
verbieten, beziehungsweiſe die eine oder auch mehrere Bauſtellen, 
welche an dem engeren Theile der zu eröffnenden Straße liegen, 
mit Bauverbot zu belegen, bis es den Bauwerbern möglich iſt, 
die halbe Straßenbreite beizuſtellen. Dadurch alſo, dass die Ge— 
meinde, beziehungsweiſe die Baubehörde das Recht hat, das 
Bauverbot zu geben, bis die halbe Straßenbreite hergeſtellt iſt, 
ſind die Bauwerber, wenn auch nicht direct, ſo doch indirect 
genöthigt, zu trachten, dafs fie in die Lage kommen, der Gemeinde 
den halben Straßengrund zur Verfügung zu ſtellen, und ſo iſt 
thatſächlich die Auffaſſung des Miniſteriums dieſem Paragraphe 
widerſprechend. 

Ich habe ſomit in möglichſt kurzen Zügen ſowohl jene Be— 
ſchwerdepunkte, welche in materieller Richtung, als auch jene, 
welche in formeller Richtung vorliegen, gekennzeichnet und glaube, 
daſs es mir gelungen iſt, Ihnen die Überzeugung beizubringen, 
dafs es nothwendig iſt, dieſen Miniſterial-Entſchluſs zu bekämpfen, 
und ich beantrage daher, es ſei gegen den Miniſterial-Erlaſs vom 
8. Juni 1894 die Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof in 
dem von mir angedeuteten Sinne zu überreichen. Ich bitte um 
die Genehmigung des Antrages. 
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Nürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niem and 
meldet ſich.) Dies iſt nicht der Fall, der Referenten-Antrag erſcheint 
angenommen. 

Beſchluſs: In Betreff der Bauführung der Eheleute Anton 
und Anna Kierlinger auf Parc. 710/2 Heiligen— 
ſtadt, Beethovengang, iſt die Beſchwerde an den Ver— 
waltungsgerichtshof in der vorliegenden Faſſung zu 
ergreifen. 


31. (7041.) Referent Gem.-Nath Wurm: Beilage 214. 
Dieſelbe betrifft den Statthalterei-Erlafs bezüglich der Stations- 
Commiſſion, politiſchen Begehung und des Enteignungsverfahrens 
der Strecke der Stadtbahn von Hietzing nach Hütteldorf. Dieſe 
Bahnſtrecke hat ſowohl den Stadtrath als auch den löblichen Ge— 
meinderath bereits beſchäftigt, und zwar damals, als die Dampf— 
tramway⸗Geſellſchaft vormals Krauß & Com p. um Tracen— 
reviſion dieſer Strecke eingeſchritten iſt. Es war im Jahre 1892, 
wo der Beſchluſs gefaßst wurde, nach welchem das damalige Project 
verschiedene Modificationen erhalten ſollte. Wie die Herren wiſſen, 
iſt nun die Ausführung der Bahn direct von der Verkehrsanlagen— 
Commiſſion übernommen worden, und es ſind in dem vorliegenden 
Projecte die Wünſche und Forderungen, welche damals der Ge— 
meinderath gegenüber dem Projecte der Dampftramwah-Geſellſchaft 
ausgeſprochen hat, größtentheils erfüllt, oder es iſt wenigſtens in 
Ausſicht geftellt, dafs fie bei dem Detailprojecte berückſichtigt werden. 

Die Hauptforderung, die damals geſtellt wurde, iſt die Ein— 
mündung zunächſt in den Hütteldorfer Bahnhof; es war damals 
geplant, daſs die Wien überbrückt werde, viel weiter abwärts, als 
es im gegenwärtigen Projecte angenommen iſt. Dadurch wurden 
unangenehme Schleifungen bedungen und Störungen; außerdem 
wäre die Anlage einer weiteren Station unmöglich geweſen. Es 
war nämlich damals zwiſchen Hietzing und Hütteldorf nur eine 
einzige Station eingeſchalte; es wurde auch damals ſchon der 
Wunſch ausgeſprochen, dafs man mit Rückſicht auf das Verkehrs- 
bedürfnis eine weitere Station zwiſchen den Stationen Unter— 
St. Veit und Hütteldorf errichte. 

Im vorliegenden Projecte nun iſt eine ſolche Station einge— 
schaltet. Das Project geht aus von der Bahnhofanlage der Dampf— 
tramway⸗Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. In der Nähe 
der Kirchengaſſe ſehen die Herren eine Halteſtation, welche bezeichnet 
iſt: Unter⸗St. Veit — Baumgarten. Gerade an dieſer Stelle iſt die 
Überbrückung, ſo dafs dieſe Halteftelle nicht nur für Unter-St. Veit, 
Sondern auch für Unter-Baumgarten dienen kann. Weiter ober der 
Mühlbachgaſſe ſehen die Herren eine zweite Station, welche jetzt 
erſt nach entſprechender Anlage der Bahn möglich geworden iſt, 
nämlich die Halteſtelle: Ober-St. Veit. Die ganze Bahn, von 
Hietzing angefangen bis in die Nähe der Langengaſſe, iſt als Tief— 
bahn gedacht und erſt dann ſteigt ſie auf, um die Wien zu über— 
brücken und auf das linke Ufer zu gelangen. Dieſe Überbrückung 
findet erſt nach der Franz Karl-Brücke ſtatt, welche eine Verbin— 
dung von Hacking und Hütteldorf bildet; alſo bis zur Franz 
Karl⸗Brücke iſt die ganze rechte Quaiſtraße vollkommen unberührt 
und es wird auch in den Anträgen gefordert, an jenen Stellen, wo 
nicht die volle Breite von 16 m in Antrag gebracht iſt, die volle 
Breite herzuſtellen. 

Bei der damaligen Berathung im Gemeinderathe, als das 
Project das erſtemal vorlag, wurde hauptſächlich beanſtändet, dass 
in nächſter Nähe des Bahnhofes von Hietzing die Quaiſtraße nicht 
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durchgeführt erſcheint. Die Straße heißt dort Wiengaſſe und wird 
in der Strecke von der Wienfluſsgaſſe bis zur Badhausgaſſe von 
der Bahn gänzlich in Anſpruch genommen. Nach dem Programme 
für die Verkehrsanlagen iſt die Gemeinde berechtigt, in allen Fällen, 
wo beſtehende Straßen von der Bahnunternehmung in Anſpruch 
genommen werden, vollen Erſatz zu fordern, fo daſs das Verkehrs- 
bedürfnis in keiner Weiſe geſtört wird. Nun iſt auch hier ſchon in 
den Enteignungs-Anträgen in Ausſicht genommen worden, dafs in 
dieſer Strecke zwiſchen der Wienfluſsgaſſe und Badhausgaſſe die 
Quaiſtraße in der vollen Breite von 16 m angenommen werde. 

Fernere Beengungen der Quaiſtraße finden ſtatt in der Nähe 
von Haltſtellen, ſowohl in Unter- als Ober⸗St. Veit. Auch da 
wird in den Anträgen, welche der Stadtrath ſtellt, verlangt, dass 
an jenen Stellen eine Verbreiterung der Quaiſtraße auf 16 m vor- 
genommen werde. Eine ſehr bedenkliche Verengerung erſcheint bei 
der Überführung der Verbindungsbahn, und zwar bei der ſtadt— 
ſeitigen Curve. Bei der Curve, welche gegen die außen gelegenen 
Theile hinausführt, iſt die Breite vollkommen eingehalten, aber bei 
der Curve, welche ſtadtwärts geht, ſehen die Herren, dass der 
Brückenkopf nur in geringer Entfernung von der Bahnanlage iſt. 
Es iſt alſo nothwendig, entweder die Brücke ſo zu verlängern, 
daſs eine entſprechende Durchfahrt möglich iſt, oder hinter den 
Widerlagern eine Durchfahrt zu ſchaffen, ſo daßs nach beiden 
Richtungen der Verkehr ununterbrocheu durchgeführt werden kann. 

In der Nähe der Station Hütteldorf iſt nothwendig, daſs 
ein dermalen beſtehender communaler Promenadeweg, welcher von 
der Ankunftshalle des Hütteldorfer Bahnhofes unter der Brücke 
durchführt und dann gegen die Bahngaſſe führt, umgelegt werde. 
Derſelbe wird nämlich zum größten Theile von der Bahnanlage 
in Anſpruch genommen und mußs direct bis an den Wienflufs 
vorgerückt werden. 

In dieſen Plänen iſt nun der Promenadeweg ſo tief angelegt, 
daſs das Hochwaſſer der Wien jedenfalls — wenigſtens zu gewiſſen 
Zeiten — die Benützung beeinträchtigen würde. 

Es wird alſo verlangt, daſs dieſer Promenadeweg entſprechend 
höhergelegt und verſichert werde durch ein eiſernes Gittergeländer, 
welches von der Bahnunternehmung herzuſtellen iſt. 

Ferner kommen verſchiedene Waſſerrechtsfragen in Betracht. 
Es beſteht das ſogenannte Mariabrunner Mühlbachgerinne, welches 
bis zu den Eisteichen und noch etwas weiter führt, wo auch die 
Stadt Wien, neben ſechs anderen Intereſſenten, ein Waſſerrecht 
beſitzt. Dieſes Waſſerrecht bedingt nun, dass die Stadt Wien in 
jenen Theilen, welche oberhalb der Waſſerrechte gelegen ſind, zur 
Erhaltung des Bachgerinnes herangezogen werden kann. Es iſt 
nun weſentlich verſchieden, ob ein Bachgerinne offen liegt, oder ob 
es überbaut und canaliſiert erſcheint, oder ob eine Bahnhofsanlage 
ſich darüber befindet. Das hat die Gemeinde bereits veranlaſst, 
mit der Bahnunternehmung in Verhandlung zu treten. Es iſt 
auch die Geneigtheit vorhanden, dafs für alle jene Schäden, die 
in der eingewölbten Strecke entjtehen, wo die Bahuhofsanlage fich 
befindet, nicht die Gemeinde aufzukommen hat, ſondern dafür die 
Bahn eintritt. 

Das ſind die wichtigſten Anträge, welche ſeitens des Stadt— 
rathes geſtellt werden. In zweiter Linie wird auch vorgeſorgt 
werden, dass nicht nur die beſtehenden Übergänge, die allerdings 
nur ſehr ſpärlich vorhanden ſind, ſondern auch alle zukünftig noth— 
wendig werdenden ſchon heute geſichert werden. Es ſind dies 
einige Strecken, welche bis gegen die Wien führen, die noch nicht 
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vollkommen ausgebaut find, von denen aber zu erwarten iſt, dafs 
ſie am jenſeitigen Ufer ihre Fortſetzung finden. 

An allen dieſen Punkten wird verlangt, dass eine mindeſtens 
10 m breite Überwölbung hergeſtellt werde und entſprechende Brücken⸗ 
widerlager ſchon heute gemacht werden. 

Wegen der Koſten, die dieſe Widerlager verurſachen, muss 
natürlich eine beſondere Vereinbarung mit der Bahnunternehmung 
getroffen werden. Dann ſind ein paar kleine Stege, welche heute 
von ganz untergeordneter Bedeutung ſind. Aber auch bei dieſen 
Stegen wird verlangt, dass eine beiderſeitige Überbrückung möglich 
werde, und dafs dieſelbe mit einer Breite von 3 m ſtattfinde. 

Ein ſehr ſchwieriger Punkt bei der ganzen Anlage iſt der 
Ausgangspunkt beim Bahnhofe in Hietzing. Die Herren wiſſen, 
dass dort die Quaiſtraße nicht direct bis zur Kaiſer Franz Joſefs— 
Brücke reicht, ſondern nach der gegenwärtigen Baulinienbeſtimmung 
erſt bei der Badhausgaſſe beginnt und dann im rechten Winkel als 
verlängerte Badhausgaſſe einſpringt und erſt dann als Wiengaſſe 
bis zur Kaiſer Franz Joſefs-Brücke ſich fortſetzt. 

Entſprechend dieſen beſtehenden Verhältniſſen iſt auch die Her— 
ſtellung des rechtsſeitigen Sammelcanales beantragt. Nun iſt es 
allerdings wahr, daſs wir die Bahn nicht veranlaſſen können, die 
gänzliche Umlegung dieſer Straße vorzunehmen. Aber wir haben 
ſchon einmal gewiſſe Regulierungen, die im Intereſſe der Gemeinde 
gelegen waren, gemeinſam mit der Bahn durchgeführt, nämlich bei 
der Hohewartgaſſe, wo es ſich auch herausgeſtellt hat, daſs es im 
Vortheile beider Parteien gelegen iſt, wenn gewiſſe Arbeiten gemeinſam 
vorgenommen werden. Derſelbe Fall iſt hier. Es iſt im Intereſſe 
der Gemeinde gelegen, dafs die Quaiſtraße bis zur Kaiſer Franz 
Joſefs⸗Brücke fortgeführt werde, und es iſt gewiſs auch im Intereſſe 
der Bahn gelegen, eine entſprechende Zufahrt zum Bahnhofe zu 
haben, damit ſich der ganze Verkehr beſſer abſpiele, als es nach 
der heutigen Baulinienbeſtimmung möglich iſt. Diesbezüglich wird 
vorgeſchlagen, daſs beſondere Verhandlungen ſeitens der Gemeinde 
mit der Bahnunternehmung eingeleitet werden. Die Anträge, welche 
demzufolge der Stadtrath ſtellt, ſind nun folgende (liest): 


„Die Vertreter der Gemeinde Wien werden bei der politiſchen 
Begehung zur Abgabe folgender Erklärung ermächtigt: 

Die Gemeinde Wien ſtimmt der Ausführung des vorliegenden 
Bahnprojectes mit Ausnahme der im Punkte 17 enthaltenen Be— 
ſchränkung unter folgenden Bedingungen zu: 

1. Die Bahnunternehmung hat gemäß dem vorgelegten Grund: 
einlöſungsoperate die für die Anlage einer mindeſtens 16 m breiten 
Quaiſtraße längs der Bahn erforderlichen Grundflächen in der 
Strecke von der Badgaſſe bis zur Wienflufsgaffe in der ehemaligen 
Gemeinde Penzing auf ihre Koſten zu beſchaffen und der Gemeinde 
Wien unentgeltlich und laſtenfrei zu übergeben. 

In der weiteren Strecke der Bahnanlage längs des Wien— 
fluſſes find jene Grundflächen der bereits beſtehenden Quaiſtraße, 
welche durch die Anlage der Halteſtellen „Unter-St. Veit —Baum⸗ 
garten“ und „Ober-St. Veit“ beanſprucht werden, durch die Ein— 
löſung nachbarlicher Gründe in der vorerwähnten Weiſe zu erſetzen. 
Die beſtehende Quaiſtraße unter der Verbindungsbahn Penzing — 
Kaiſer-Ebersdorf iſt in ihrer gegenwärtigen Breite von 5˙50 m 
vollkommen intact und benützbar aufrecht zu erhalten. Sollte dies 
nicht möglich ſein und ſollten Theile dieſer Unterfahrtſtraße für Bahu— 
zwecke verwendet werden, fo iſt im Damm der bezeichneten Ver⸗ 
bindungsbahn und möglichſt im Zuge der rechtsſeitigen Quaiſtraße 
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ein Durchlaſs von mindeſtens 6 m Breite und 3˙8 m Lichthöhe 


auf Koſten der Bahnunternehmung herzuſtellen. 

Weiters iſt die Wiengaſſe längs der Station Hietzing der 
Dampftramwah in ihrer gegenwärtigen Breite ungeſchmälert auf— 
recht zu erhalten. 

2. Von der Franz Karl-Brücke aufwärts bis zum Anſchluſſe 
der Wienthallinie an die Weſtbahn iſt der Promenadeweg auf die 
im Wienfluſs-Regulierungsprojecte vorgeſehene hochwaſſerfreie Höhe 
zu bringen und ſind die Bahnmauern demgemäß einzurichten. 

Wo in der umgelegten Strecke dieſes Weges aus Sicherheits— 
rückſichten die Herſtellung eines eiſernen Geländers erforderlich iſt, 
hat dieſelbe auf Koſten der Bahnunternehmung zu erfolgen. 

3. Der Bahndurchlaſs im Zuge der Bahngaſſe iſt unter Be— 
achtung der genehmigten Baulinie mit einer Breite von 12 m 
und einer Höhe von mindeſtens 3°8 m anzulegen. Die proviſoriſche 


Straßentrace daſelbſt iſt möglichſt geradlinig zu geſtalten. Der 


Durchlaſs für die Halmgaſſe iſt gleichfalls auf eine Breite von 
12 m und auf eine Höhe von mindeftens 3˙8 m zu bringen. 

4. Der Bahnhof „Halteſtelle Unter-St. Veit Baumgarten“ 
iſt gemäß einer Breite der Kirchengaſſe von 10 m flufsaufwärts 
zu verſchieben und iſt auf die Einlegung eines 870 mm weiten 
Haupt⸗Waſſerleitungsrohres unter der Bahnanlage in der Verlänge— 
rung der Kirchengaſſe Bedacht zu nehmen. 

5. Die beſtehenden Communicationen über den Wienflufs 
(Brücken) ſind ohne Beeinträchtigung der Bequemlichkeit des gegen— 


wärtigen Verkehres auf Koſten der Bahnunternehmung aufrecht zu 


erhalten; die bezüglichen Anordnungen ſind im Einvernehmen mit 
der Gemeinde Wien zu treffen. 

In der Verlängerung der Wienfluſsgaſſe in Hietzing, der 
Kirchengaſſe in Unter-St. Veit, der Berggaſſe in Ober-Baum— 
garten, der Mühlbachgaſſe und der Wiengaſſe in Ober-St. Veit 
iſt die Bahn für die Überſetzung von Fahrſtraßen vorläufig in 


einer Länge von 10 m einzudecken und find die Bahnmauern für | 


die Brückenauflager geeignet zu verſtärken. 

Für die Gehbrücken der Badhausgaſſe in Hietzing und der 
Wiengaſſe in Baumgarten iſt die Eindeckung der Bahn und die 
Verſtärkung der Bahnmauern für die Brückenauflager vorläufig in 
einer Länge von 3 m zu bewirken. Die Koſten der Eindeckungen 
trägt die Bahnunternehmung; rückſichtlich der Koſten für die Ver— 
ſtärkung der Bahnmauern zur Schaffung der Brückenauflager wird 
eine gegenſeitige Vereinbarung zu treffen ſein. 

Zwiſchen der Wiengaſſe in Ober-St. Veit und der Bahngaſſe 
in Hütteldorf iſt an geeigneter Stelle ein Bahndurchlaſs für Fuß— 
gänger zu ſchaffen. Die Herſtellung neuer Überbrückungen im Zuge 
neuer Straßen, ſowie die Erhaltung der bereits beſtehenden Brücken— 
objecte darf durch die projectierte Bahnanlage niemals behindert 
oder erſchwert werden. 

6. Die landſeitigen Stützmauern der Bahn ſind in ſolcher 
Stärke anzulegen, daf3 dieſelben ſeinerzeit bis zum definitiven 
Niveau der Quaiſtraße erhöht werden können. Dieſe Erhöhung iſt 
nach Maßgabe der Anlage der Quaiſtraße auf jeweiliges Verlangen 
der Gemeinde Wien vorzunehmen. 

Die Bahn iſt landſeits auf Koſten der Bahnunternehmung 
abzufrieden. 

7. Weitere Bahneindeckungen ſind nach dem von der Gemeinde 
auszuſprechenden Bedarfe durch die Bahnunternehmung auf ihre 
Koſten zu bewirken. 8 
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8. Die Entwäſſerungsanlagen der Bahn und der Bahnhöfe 


| find im Einvernehmen mit der Gemeinde Wien durchzuführen. 


9. Durch die Herftellung der Bahn darf die Anlage der 
projectierten Nothausläſſe aus dem Sammelcanal und aus dem 
Lainzerbache, ſowie der Abfluss der Gewäſſer aus dieſen Noth- 
ausläſſen nicht behindert werden. Um den Abfluss der Gewäſſer 
aus den Nothausläſſen ſofort ſicherzuſtellen, iſt im Wienfluſsbette 
längs der fluſsſeitigen Bahnmauer — gemäß dem II. Abſchnitte 
des Übereinkommens vom 29. April 1893 — eine proviſoriſche 
Cunette mit mindeſtens 150 m Sohlenbreite und entſprechender 
Tiefe und Böſchung auf Koſten der Bahnunternehmung herzuſtellen. 
Dieſe Cunette iſt mit den alten vorhandenen Steinen der rechts— 
ſeitigen Fluſsböſchung, welche Steine Eigenthum der Gemeinde 
Wien bleiben, auszupflaſtern. 

Die Erhaltung der Cunette übernimmt die Gemeinde Wien. 

Oberhalb der Ausmündung des Lainzerbaches in den Wien— 
fluſs iſt die Bahnnivellette um circa einen Meter zu heben, damit 
ein entſprechend größeres Abflufsprofil erhalten wird; hingegen 
darf der oberhalb der erwähnten Ausmündung befindliche Weg 
um das Maß von einem Meter höher gelegt werden. 

Die Herſtellung von Nothausläſſen für den Sammelcanal iſt 
noch vor der Ausführung der durch die Ausläſſe berührten Bahn— 
objecte zu geſtatten. 

10. Das Wienfluſsprofil unter der Verbindungsbahn und in 
der erforderlichen Ausdehnung beiderſeits dieſer Bahn flussaufwärts 
und fluſsabwärts iſt in der Weiſe zu regulieren, daßs die hydrau— 
liſche Kontinuität des Waſſerabzuges im Wienfluſſe (20 m Sohlen: 
breite des regulierten Wienfluſſes) gewahrt erſcheint. 

Zu dieſem Behufe wird eine Erweiterung des Wienflufs- 


profiles an der erwähnten Stelle und demzufolge die Herſtellung 


einer Stützmauer am linksſeitigen Flussufer in entſprechender Aus— 


dehnung erforderlich, welche Mauer im Einvernehmen mit dem 


Stadtbauamte ohne Schmälerung der linksſeitigen Quaiſtraße auf 
Koſten der Bahnunternehmung herzuſtellen iſt. 

11. Die Siphonanlage für das Mariabrunner Mühlgerinne 
iſt über die beiderſeitigen Quaiſtraßen auszudehnen; mit Rückſicht 
auf das Wienfluſsbett und die beiderſeitigen Quaiſtraßen wird 
verlangt, daſs dieſe Anlage von der Bahnunternehmung erhalten 
werde. 

12. Die Einſtellung des Betriebes der Dampftramway in der 
Badhausgaſſe für die Zeit der Umlegung des Lainzerbaches iſt von 
der Bahnunternehmung zu erwirken. 

13. Etwaige Beiträge, welche der Gemeinde Wien zur Er— 
haltung des Mariabrunner Mühlgerinnes in den von der Bahn— 
unternehmung umgelegten oder reconſtruierten Strecken nach den 
Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes auferlegt werden, ſind von 
der Bahnunternehmung zu entrichten. 

Inſofern in einzelnen, dem Projecte beiliegenden Ver— 
zeichniffen der Wege und Waſſerläufe die Gemeinde Wien für 
Solche Strecken des Mühlcanales als erhaltungspflichtig angeführt 
iſt, wird dagegen unter Hinweis auf $ 41 W.⸗R.⸗G. Einſprache 
erhoben. 

14. Die Detailzeichnungen über die Ausgeſtaltung der Objecte 
(Viaducte, Überbrückungen ꝛc.) ſind noch vor der Inangriffnahme 
des Baues derſelben der Gemeinde Wien vorzulegen. 

15. An den Beſtimmungen des Übereinkommens vom 


| 29. April 1893, betreffend die Vertheilung der Koften jener An— 
lagen, welche ſowohl die Wienthallinie der Wiener Stadtbahn als 
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auch die Wienflufs-Negulierung und die Sammelcanäle betreffen, 
ſoll durch dieſe Erklärung der Gemeinde nichts geändert werden. 

16. Gegen die Anzahl, Situierung und Bezeichnung der 
projectierten Bahnſtationen, dann gegen die in Anſpruch ge— 
nommene Enteignung von ſtädtiſchen Gründen zur Herſtellung der 
Bahnanlage wird unter der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung keine 
Einwendung erhoben, dass die Enteignung gemäß dem „Programme 
für die finanzielle Sicherſtellung und Ausführung von öffentlichen 
Verkehrsanlagen in Wien“ erfolgt. | | 

17. Bezüglich der Strecke Badhausgaſſe bis zur Kaiſer Franz 
Joſefs⸗Brücke erklärt die Gemeinde, dals fie die Durchführung der 
Quaiſtraße in dieſer Strecke in Ausſicht nimmt und daher zu 
dieſem Behufe mit der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Ver— 
handlung treten will, ſonach dieſem Theile des Projectes nicht 
zuſtimmen kann.“ 

Ich bitte, dieſe Anträge des Stadtrathes anzunehmen. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Die Anträge find ange 
nommen. 
Beſchluſs: Die vorſtehenden 17 Punkte des Referenten-Antrages. 


32. (7022.) Referent Gem. Rath Wurm: Hier handelt 
es ſich um die Baubewilligung für einen Theil der Schulerſtraße; 
es iſt nämlich bezüglich des Hauſes Nr. 18 daſelbſt eingeſchritten 
worden. Für die Schulerſtraße ſind ſchon vor längerer Zeit Bau— 
linien beſtimmt worden, und zwar in der Weiſe, dafs an der Ein— 
mündung der Schulerſtraße in die Riemergaſſe eine Breite von 
8“, das iſt von 15°17 m beſtimmt wurde. Dieſe Breite ſoll ſich 
jedoch ſchon bis zur Einmündung der Kumpfgaſſe auf 11˙38 m, 
alſo auf 6“ verengen. In dieſer kurzen Strecke war alſo eine 
trichterförmige Verengung um zwei volle Klafter beantragt. Moti— 
viert iſt dies dadurch, daßs der Baublock zwiſchen der Domgaſſe 
und der Schulerſtraße fehr ſeicht iſt und infolge deſſen die Durch— 
führung der Schulerſtraße in der Breite von 8“ ſchwierig wäre. 

Nun die Schwierigkeit iſt allerdings vorhanden, aber das 
Verkehrsbedürfnis vom Stephansplatze gegen den Ring iſt ein ſo 
eminentes, dass ſeinerzeit doch eine Breite von mindeſtens 15 m 
aufrecht erhalten werden muſßs, und es wird vielleicht auch noch 
mit einigen Abſchwenkungen der Linie möglich ſein. Allein es 
würde damit dem General-Regulierungsplane vorgegriffen und 
heute ſollen wir Baulinien nur ſowenig als möglich beſtimmen und 
nur in den zwingendſten Fällen. Unter keiner Bedingung wird es 
nothwendig ſein, die Schulerſtraße ſchon am Beginne zu verengen. 
Das iſt abſolut ausgeſchloſſen. Daher beantragt der Stadtrath: 
„Für die Häuſer Nr. 18 und 20 Schulerſtraße, T. Bezirk, wird 
die Linie a b in der Weiſe beſtimmt, dass bei Punkt b die 
Breite der Schulerſtraße 15 m beträgt.“ 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Veſchluſs: Für die Häuſer Nr. 18 und 20 Schulerſtraße, 

| I. Bezirk, wird die Linie ab in der Weiſe beſtimmt, 
daſs bei Punkt b die Breite der Schulerſtraße 15 m 
beträgt. 

33. (6905.) Referent Gem. -Ralh Wurm: Das k. k. 
Unterrichtsminiſterium hat einverſtändlich mit dem Fürſten Liechten— 
ſtein eine Baulinienbeſtimmung für das Unterrichtsminiſterium vor⸗ 
gelegt. Es wird nämlich beabſichtigt, das Unterrichtsminiſterium 
vollkommen ſymmetriſch auszubauen und dazu einen Theil eines 
Liechtenſtein'ſchen Hauſes zu benützen. Dieſes Haus liegt in der 
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Bankgaſſe und iſt mit dem Palais durch einen Schwibbogen ver— 
bunden. Zwiſchen dieſen beiden Liechtenſtein'ſchen Häuſern iſt gegen 
wärtig eine enge Gaſſe, welche in die Bankgaſſe ausmündet und 
eine Breite von 3½ m beſitzt. Wird nun nach dem Plane des Unter— 
richtsminiſteriums das Gebäude desſelben vollkommen ſymmetriſch 
ausgebaut, fo iſt es möglich, dieſe Gaſſe auf circa 11 m zu ver: 
breitern. Es iſt dies jedenfalls dem Verkehrsbedürfniſſe entſprechend 


und auch aus äſthetiſchen Gründen erfreulich, wenn bei dieſer Ge— 


legenheit das Palais Liechtenſtein auch nach dieſer Seite hin voll— 
kommen freigelegt wird, zumal unmittelbar neben dieſer ſchmalen 
Gaſſe das ſchöne Portal gegen den Minoritenplatz gelegen iſt. Es iſt 
dieſe vom Miniſterium angeſuchte Baulinienbeſtimmung nur mit 
Freuden zu begrüßen. Sowohl der Magiſtrat als das Stadt— 
bauamt und der Stadtrath empfehlen die vom Miniſterium vor— 
geſchlagene Baulinie anzunehmen. Der Stadtrath beantragt (liest): 
„Genehmigung der vom Stadtbauamte in Vorſchlag gebrachten 
Baulinien a b für die Bankgaſſe, e d für den Minoritenplatz 
und b c für die Verbindungsgaſſe.“ 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Die vom Stadtbauamte in Vorſchlag gebrachten 

Baulinien à b für die Bankgaſſe, ed für den Mino⸗ 
ritenplatz und be für die Verbindungsgaſſe werden 
genehmigt. 

34. (6832.) Referent Gem.-Rath Wurm: Es ſchreitet 
die k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen um 
Abänderung der Baulinie der Gürtelſtraße von der Gumpendorfer— 
ſtraße bis zur Mollardgaſſe ein. Es iſt das keine ſehr einſchneidende 
Abänderung. Die Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, dass ich 
die Ehre hatte, über dieſe Baulinienbeſtimmung der Gürtelſtraße 
vor circa einem halben Jahre zu referieren. Damals war das 
Project der Abzweigung von der Gürtellinie zur Wienthallinie 
noch nicht vorgelegen. Durch dieſe Abzweigung wird bedungen, 
daſs die Achſe der Gürtellinie etwas nach links gerückt werde. 

Nun iſt es im Intereſſe der Gemeinde gelegen, und die 
Gemeinde hat es auch ſeinerzeit, wie die Gürtellinie in Sprache 
war, verlangt, dass die Gürtellinie immer innerhalb des Spiegels 
der Gürtelſtraße geführt wird, jo dass ſowohl die äußere Gürtel— 
ſtraße, welche eine Breite von 10“, wie die innere, welche eine 
Breite von 12“ beſitzen ſoll, vollkommen in der ganzen Breite 
durchgeführt werden ſoll. Die Gemeinde hat auch darum alle jene 
Einengungen der Gürtelſtraße, welche durch die früheren Bau— 
linienbeſtimmungen bewirkt waren, aufgehoben, um dieſe con— 
tinuierliche Durchführung der inneren und äußeren Gürtelſtraße 
zu bewerkſtelligen. Die nothwendig werdende Hineinrückung der 
Gürtellinie, welche ganz unbedeutend iſt, macht es nun nothwendig, 
dafs, wenn auch die innere Gürtelſtraße die Breite von 120 bei— 
behalten ſoll, die Baulinie, welche beſtimmt war mit V W X, ein 
wenig ſtadtwärts geſchoben werde, nach V W“ X. 

Der Antrag, welchen infolge deſſen der Stadtrath ſtellt, iſt 
folgender (liest): 

„Die mit M.⸗Z. 152102 ex 1893 genehmigte Baulinie an 
der inneren Seite der Gürtelſtraße zwiſchen der Mollardgaſſe und 
Gumpendorferſtraße im VI. Bezirke, im Plane mit den Buchſtaben 
V WX bezeichnet, wird aufgelaſſen und hat an deren Stelle die 
mit den Buchſtaben V W. X“ bezeichnete Baulinie, deren End— 
punkt Wum 27˙95 m von der Mittelachſe der Stadtbahn entfernt 
iſt, zu gelten.“ 

Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 
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Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Die mit M.⸗Z. 152102 ex 1893 genehmigte Bau- 
linie an der inneren Seite der Gürtelſtraße zwiſchen 
der Mollardgaſſe und Gumpendorferſtraße im VI. Be⸗ 
zirke, im Plane mit den Buchſtaben V WX bezeichnet, 
wird aufgelaſſen und hat an deren Stelle die mit den 
Buchſtaben VW’ X“ bezeichnete Baulinie, deren End— 
punkt W um 2795 m von der Mittelachſe der Stadt— 
bahn entfernt iſt, zu gelten. 


35. (6396.) Referent Gem.-Rath Ritt. v. Neumann: 
Beilage Nr. 203. Es handelt ſich hier um zwei Angelegenheiten: 
Einerſeits um Bewilligung der Aulage eines Schleppgeleiſes von der 
Tabakfabrik im XVI. Bezirke nach dem Tabakmagazin, andererſeits 
um Baulinien- und Niveaubeſtimmungen für die Burggaſſe und 
die angrenzenden Straßen im XVI. Bezirke mit Bezug auf den 
Bau der Stadtbahn. 


Über die erſte Augelegenheit habe ich Folgendes zu bemerken: 
Es wird von Seite der Finanz⸗Landesdirection angeſucht, die 
Gemeinde wolle die Anlage eines Schleppgeleiſes, welches vom 
Fabriksgebäude nach dem Magazinsgebäude gelegt wird und die 
Gablenzgaſſe im Niveau traverſiert, bewilligen. Es wurde bereits 
die Anlage eines Schleppgeleiſes von der Stadtbahn nach der 
Fabriksanlage bewilligt. Es handelt ſich nun um Erweiterung 
dieſer Bewilligung zur Anlage eines zweiten Schleppgeleiſes. Zu 
dieſem Behufe muſs das Niveau der Gablenzgaſſe etwas erhöht 
werden; die Koſten für die Erhöhung des Niveaus hat das Arar 
zu tragen. Es wird vom Stadtrathe empfohlen, unter Bedingungen, 
welche ähnlich ſind jenen Beſtimmungen, welche ſeinerzeit bereits 
für das Schleppgeleiſe von der Stadtbahn nach dem Fabriks— 
gebäude ſtipuliert wurden, die Bewilligung zu geben. Ich werde 
mir dann zum Schluſſe erlauben, dieſe Bedingungen vorzuleſen. 


Was nun die zweite Angelegenheit, betreffend die Baulinien— 
und Niveaubeſtimmung für die Burggaſſe, anbelangt, ſo kommt 
Folgendes zu bemerken: 


Es war in Ausſicht genommen, die Burggaſſe in der Breite 
von 18˙9 m, alſo in der vollen Breite, als Rampe gegen die 
Stadtbahn zu erhöhen und die Stadtbahn durch eine Brücke in 
der Breite von 18˙9 m zu überſetzen. Bei der Ausführung einer 
ſolchen Anlage würde die Römergaſſe nicht durchgeführt werden 
und es würde eine Verbindung der Römergaſſe mit der Burggaſſe 
nicht möglich ſein. Es würden auch die Gebäude Ecke der Burg— 
gaſſe und Römergaſſe zweierlei Niveaux, und zwar ein hohes 
Niveau in der Burggaſſe und ein 5 m tiefer gelegtes Niveau in 
der Römergaſſe erhalten. Eine ſolche Ausführung wäre für die 
Verwertung des Grundes und auch für die Verkehrsbewegung 
nicht günſtig. Es wird daher folgende Abänderung vorgeſchlagen. 
Es ſei die Burggaſſe an der Stelle, wo die Auffahrtsrampe zu 
errichten kommt, zu verbreitern, und zwar auf 46 m; es ſei dann 
eine Rampe auszuführen in der Breite von 15 m. In dieſer 
Breite ſei ſowohl die Römergaſſe als auch die Stadtbahn zu über— 
brücken. Zu beiden Seiten der Auffahrtsrampe ſeien Verbindungs⸗ 
ſtraßen in der Breite von 13 m anzulegen. Bei einer ſolchen 
Ausführung wird eine Verbindung der Römergaſſe mit der Burg— 
gaſſe möglich und es wird ferner die Römergaſſe durchgeführt, 
alſo eine Verbeſſerung des Verkehres dadurch erreicht. 

Es hat nun die Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
ſich bereit erklärt, diefe Überbrückung der Römergaſſe, welche früher 
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nicht in Ausſicht genommen war, durchzuführen, wenn der Ge— 
meinderath beſchließt, daſs die Brücke, welche früher mit 18˙9 m 
beantragt war, in einer Breite von 15 m ausgeführt werden kann. 
Dieſe 15 m entſprechen aber gerade der Breite der Rampe, welche 
angelegt werden ſoll, um die Burggaſſe in der Richtung gegen 
den Galitzynberg überzuführen. Es wird daher empfohlen, dieſe 
Ausführung zu genehmigen und die betreffenden Niveaux in der 
Weiſe abzuändern, dass dieſe Ausführung möglich wird. 

Ich erlaube mir nun, die Anträge, welche, auf dieſen An— 
nahmen fußend, geſtellt werden, zur Verleſung zu bringen (liest): 

„1. Der projectierten Anlage eines neuen Zweiggeleiſes über 
die Gablenzgaſſe zum geplanten Hauptmagazine bei der k. k. Tabak— 
Hauptfabrik in Ottakring im Achſenabſtande von 19•17 m von der 
Ecke der Hettenkofergaſſe und der daraus reſultierenden Hebung 
des Straßenniveaus in der Kreuzung der Hettenkofergaſſe und der 
Gablenzgaſſe auf die Cote 65˙37 m über dem Nullpunkte des 
Pegels an der Ferdinandsbrücke nach den im Plane eingezeichneten 
Linien wird unter nachfolgenden Bedingungen zugeſtimmt: 

a) daſs an der Kreuzungsſtelle mit der Straße ein derartiges 
Schienenſyſtem gewählt werde, welches die volle Gewähr für 
den unbehinderten und ſicheren Wagenverkehr über die Geleiſe— 
anlage bietet; 

p) dafs die aus dieſen Anderungen folgenden Niveau- und 
ſonſtigen Herſtellungen vom k. k. Finanzärar vorgenommen 
und die Gemeinde Wien gegenüber allen Anſprüchen be— 
theiligter dritter Perſonen klag- und ſchadlos gehalten wird; 

c) dass für die Benützung der Straße durch das Geleiſe ſeitens 
des k. k. Arars ein Auerkennungszins von 25 kr. per Current— 
meter Geleiſelänge und Jahr an die ſtädtiſche Hauptcaſſa 
entrichtet werde; 

d) dafs durch die die Straße traverſierenden Geleiſe die Gemeinde 
in keiner Weiſe au den im Straßenkörper oder unter dem— 
ſelben vorzunehmenden communalen Arbeiten oder Her— 
ſtellungen behindert werden darf, vielmehr die infolge derlei 
Arbeiten etwa nothwendig werdenden Reconſtructionen des 
Geleiſes oder zeitweiſe Einſchränkung des Betriebes vom 
k. k. Arar ohne Anſpruch auf Erſatz vorgenommen werden 
muss; 

e) daſs die Bewilligung nur inſolange ertheilt wird, als das 
geplante Hauptmagazin ſich im Eigenthume des Staates be— 
findet und für Zwecke der Tabakerzeug ung, beziehungsweiſe 
Tabakdeponierung verwendet wird. 

2. Im übrigen werden die im Plane eingeſchriebenen Coten 
unter gleichzeitiger Auflaſſung der ſeinerzeit genehmigten Coten als 
definitive Niveaux genehmigt. 

3. Die im Plane eingezeichneten Baulinien der Burggaſſe 
zwiſchen Straße VIII und X werden mit Rückſiicht auf die pro- 
jectierte Rampe unter Zugrundelegung einer Breite von 46 m und 
Beibehaltung der Straßenachſe nach den Linien A B und E F 
abgeändert. 

4. Die Ecke der Straße VIII und der Burggaſſe iſt nach 
Linie C D abzukappen. 

5. Für den Fall, als die bauführende k. k. Generaldirection 
der öſterreichiſchen Staatsbahnen, beziehungsweiſe die Commiſſion 
für Verkehrsanlagen in Wien ſich bereit erklären, die Überbrückung 
der Römergaſſe im Anſchluſſe an die Burggaſſenbrücke auf ihre 
Koſten herzuſtellen, wäre als Gegenleiſtung von Seite der Gemeinde 
Wien die Zuſtimmung zu ertheilen, dass die mit 18°96 m Breite 
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projectierte Brücke im Zuge der Burggaſſe mit 15 m ausgeführt 
werde.“ 

Ich bitte um Annahme dieſer Anträge. 

Gem.- Kath Wünſch: Ich erlaube mir aufmerkſam zu machen, 
dass es vielleicht ſehr zweckmäßig wäre, wenn eine Abgangſtiege 
in jener Ecke angelegt würde, wo die Römergaſſe mit der. ver- 
breiterten Burggaſſe ſich kreuzt, daſs es nämlich den Paſſanten 
möglich iſt, von der Abfahrtsrampe dort, wo die Brücke aufhört, 
in die Römergaſſe hinab zu gelangen. Denn es iſt leicht möglich, 
dafs jemand von der Römergaſſe den Übergang über den Bahnhof 
machen will, und wenn er dies thun will, muss er die ganze 
Strecke bis zum Anfang der Rampe zurücklegen und dann erſt 
über die Rampe zurückgehen. 

Ich möchte nun nicht einen Antrag ſtellen, der die Verhand— 
lungen, welche mit der Generaldirection bereits gepflogen wurden, 
vielleicht in irgendeiner Weiſe alteriert. Aber ich glaube, doch 
den Wunſch ausſprechen zu können, es möge eine derartige Stiege 
angelegt werden, und ich glaube, es würde auch genügen, wenn 
der Gemeinderath dieſen Wunſch ausſpricht, damit die General— 
direction auf dieſen billigen für die Verkehrsintereſſen nothwendigen 
Wunſch eingeht. 

Referent: Die Ausführung der Rampe erfolgt ohnedies 
durch die Gemeinde. Es kann daher der gewijs ſehr zweckmäßige 
Vorſchlag des Herrn Collegen berückſichtigt werden, ohne dafs wir 
in Verhandlungen mit der Direction der Staatsbahnen zu treten 
haben. Denn die Direction der Staatsbahnen führt uns nur die 
Brücke aus. Dieſe Abgangsſtiege, die der geehrte Herr College 
wünſcht, wird im Zuge der Rampe möglich ſein. Man wird eine 
Abgangſtiege in der Richtung der Burggaſſe —Römergaſſe nach 
beiden Seiten ausführen, damit die Verbindung möglich werde. 

Gem.-Rath Wünſch: Dann ſtelle ich den beſtimmten Antrag, 
es möge eine derartige Stiege angelegt werden. 

Bürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen. Gegen die Anträge iſt 
eine Einwendung nicht erhoben worden. Ich erkläre dieſelben für 
angenommen. 

Herr Gem.-Rath Wünſch ſtellt den Antrag, es möge 
weiters beſchloſſen werden, daſs in die Rampe, von welcher in 
den Anträgen die Rede iſt, eine Stiege eingefügt werde, welche es 
ermöglichen ſoll, in die Römergaſſe zu gelangen. Die Herren ſind 
mit dieſem Antrage einverſtanden? (Zuſtimmung.) Angenommen. 
Beſchluſs: 1. Der projectierten Anlage eines neuen Zweig— 

geleiſes über die Gablenzgaſſe zum geplanten Haupt⸗ 
magazine bei der k. k. Tabak-Hauptfabrik in Ottakring 
im Achſenabſtande von 1917 m von der Ecke der 
Hettenkofergaſſe und der daraus reſultierenden Hebung 
des Straßenniveaus in der Kreuzung der Hettenkofer— 
gaſſe und Gablenzgaſſe auf die Cote 65°37 m über 
dem Nullpunkte des Pegels an der Ferdinandsbrücke 
nach den im Plane eingezeichneten Linien wird unter 
nachfolgenden Bedingungen zugeſtimmt: 

a) daſs an der Kreuzungsſtelle mit der Straße ein 
derartiges Schienenſyſtem gewählt werde, welches 
die volle Gewähr für den unbehinderten und 
ſicheren Wagenverkehr über die Geleiſeanlage 
bietet; 

p) dass die aus dieſen Anderungen folgenden Niveau⸗ 
und ſonſtigen Herſtellungen vom k. k. Finanzärar 
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vorgenommen und die Gemeinde Wien gegenüber 

allen Anſprüchen betheiligter dritter Perſonen klag— 

und ſchadlos gehalten wird; 

e) daſs für die Benützung der Straße durch das 
Geleiſe ſeitens des k. k. Arars ein Anerkennungs⸗ 
zins von 25 kr. per Currentmeter Geleiſelänge 
und Jahr an die ſtädtiſche Hauptcaſſa entrichtet 
werde; 

d) dafs durch die die Straße traverſierenden Geleiſe 
die Gemeinde in keiner Weiſe an den im Straßen— 
körper oder unter demſelben vorzunehmenden com— 
munalen Arbeiten oder Herſtellungen behindert 
werden darf, vielmehr die infolge derlei Arbeiten 
etwa nothwendig werdenden Reconſtructionen des 
Geleiſes oder zeitweiſe Einſchränkung des Betriebes 
vom k. k. Arar ohne Anſpruch auf Erſatz vor— 
genommen werden mus; 

e) dafs die Bewilligung nur inſolange ertheilt wird, 
als das geplante Hauptmagazin ſich im Eigen- 
thume des Staates befindet und für Zwecke der 
Tabakerzeugung, beziehungsweiſe Tabakdeponierung 
verwendet wird. 

2. Im übrigen werden die im Plane eingeſchriebenen 
Coten unter gleichzeitiger Auflaſſung der ſeinerzeit ge— 
nehmigten Coten als definitive Niveaux genehmigt. 

3. Die im Plane eingezeichneten Baulinien der 
Burggaſſe zwiſchen Straße VIII und X werden mit 
Rückſicht auf die projectierte Rampe unter Zugrunde— 
legung einer Breite von 46 m und Beibehaltung der 
Straßenachſe nach den Linien A B und EF abgeändert. 

4. Die Ecke der Straße VIII und der Burggaſſe 
iſt nach der Linie CD abzukappen. 

5. Für den Fall, als die bauführende k. k. General— 
direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen, beziehungs— 
weiſe die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien 
ſich bereit erklären, die Überbrückung der Römergaſſe 
im Anſchluſſe an die Burggaſſenbrücke auf ihre Koſten 
herzuſtellen, wäre als Gegenleiſtung von Seite der 
Gemeinde Wien die Zuſtimmung zu ertheilen, daſs die 
mit 18·96 m Breite projectierte Brücke im Zuge der 
Burggaſſe mit 15 m ausgeführt werde. 

6. Wo die Römergaſſe mit der Burggaſſe ſich 
kreuzt, iſt eine Abgangsſtiege herzuſtellen, fo dass es 
möglich iſt, von der Abfahrtsrampe in die Römergaſſe 

. hinabzugelangen. 

36. (6192.) Referent Gem.-Nath Nitt. v. Neumann: 
Beilage 206. Die Eigenthümerin des Hauſes Nr. 34 Lerchen⸗ 
felderſtraße, VIII. Bezirk, iſt um Bekanntgabe der Baulinie ein— 
geſchritten. Dieſes Haus hat eine Bauflucht nach der Lerchenfelder— 
ſtraße und nach dem Rothenhof. Das Stadtbauamt hat nun in 
Erwägung gezogen, ob es nicht zweckmäßig wäre, den Rothenhof, 
eine Sackgaſſe, winkelig durch eine Straße mit der Lerchenfelder— 
ſtraße zu verbinden. 

Es würde dadurch allerdings eine Verbindung der Pinriften- 
gaſſe mit der Lerchenfelderſtraße werden. Es haben nun Verhand— 
lungen ſtattgefunden, und hat ſich hiebei der Bezirksausſchuſs mit 
Rückſicht auf die großen Koſten, welche der Gemeinde erwachſen 
würden, und mit Rückſicht auf den geringen Verkehrswert einer. 
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ſolchen Verbindung dagegen ausgeſprochen. Auch der Magiſtrat ift 
dieſer Anſchauung und auch der Stadtrath ſchlägt vor, von der 
Ausführung einer derartigen Verbindung abzuſehen. Die Anträge 
lauten daher (liest): 

„1. Von einer Durchführung der Rothenhofgaſſe in die Lerchen— 
felderſtraße ſei abzuſehen. 

2. Bei einer Bauführung gegen die Rothenhofgaſſe iſt dahin 
zu wirken, dafs das zu errichtende Gebäude außer dem Erdgeſchoſſe 
nicht mehr als drei Geſchoſſe erhalte.“ 

Ich bemerke, daſs uns die Bauordnung wohl nicht direct eine 
Handhabe bietet, um den Bauwerber zu zwingen, ſich dieſe Be— 
ſchränkung gefallen zu laſſen. Ich zweifle aber nicht, dajs, wenn 
der Magiſtrat darauf aufmerkſam gemacht wird, bei der Bau— 
Commiſſion vielleicht durch gütliches Zureden beim Conſenswerber 


es vielleicht möglich ſein wird, eine derartige Beſtimmung zur 


Durchführung zu bringen. 
Bürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 


Beſchluſs: 1. Von einer Durchführung der Rothenhofgaſſe in 
die Lerchenfelderſtraße iſt abzuſehen. 
2. Bei einer Bauführung gegen die Rothenhof— 
gaſſe iſt dahin zu wirken, dass das zu errichtende 
Gebäude außer dem Erdgeſchoſſe nicht mehr als drei 
Geſchoſſe erhalte. 


37. (6668.) Referent Gem.-Nath Ritt. v. Neumann: 
Beilage 207. Es wurde von dem Eigenthümer des Hauſes, 
VII., Hermanngaſſe 29, um Beſtimmung der Baulinie augeſucht. 


Vom Stadtbauamte wurde nun beantragt, die heutige Achſe 
der Hermanngaſſe zu belaſſen und die Straße in einer Breite 
von 16 m auszuführen. Bei einer Commiſſion, welche ſtatt— 
gefunden, haben ſich nun der Bezirksausſchuſs und der Vertreter des 
geehrten Gemeinderathes dagegen ausgeſprochen, dafs die Breite 
auf 16 m beſtimmt werde. Es wurde geltend gemacht, daß die 
Hermanngaſſe in ihren weiteren Verbindungen nur mit einer 
Breite von 132m ausgeführt ſei, und dafs daher auch dieſe 
Dimenſion genüge. Es wurde bei dieſer Commiſſion ferner 
geltend gemacht, daſs jene Partie der Hermanngaſſe, wo die 
Kandlgaſſe einmündet und wo ſich eine winkelige Straßenbildung 
ergibt, noch einem Studium zu unterziehen ſei, indem es möglich 
erſcheint, eine Straßenverbindung Kandlgaſſe — Siebenſterngaſſe zu 
projectieren, mindeſtens aber eine entſprechende Platzausbildung 
an dieſer Stelle vorzuſchlagen. 

Die Anträge, welche daher geſtellt werden, beſchränken ſich 
darauf, die heutigen Beſtimmungen zu beſchränken und die Bau— 
linie bloß feſtzuſetzen in der Hermanngaſſe vom Hauſe 29 bis 
zur Burggaſſe, und ferner in der Kandlgaſſe das noch nicht be— 
ſtimmte Stück der Häuſer mit den ungeraden Nummern 1 und 3 
nach der Baulinie à b, wie ſie im Plane eingezeichnet iſt, mit 
einer Breite von 15°17 m zu fixieren. Es ergeben ſich daher 
folgende Anträge (liest): 

„Die Baulinie im oberen Theile der Hermanngaſſe werde 
unter Beibehaltung der Straßenachſe und unter Zugrundelegung 
einer Straßenbreite von 13:28 m in der Strecke der Realitäten 
Nr. 30 bis 38 und Nr. 29 bis 33 nach den Linien e k und i k 
beſtimmt. 

Die Baulinienbeſtimmung für die Realitäten Nr. 25, 27, 26 


und 28 werde vorläufig in suspenso belaſſen. 
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Die Baulinie für Nr.! und 3 Kandlgaſſe bei der Breite 
von 1517 m werde nach der Linie a b beſtimmt.“ 

Ich bitte um Zuſtimmung zu dieſen Anträgen. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Die Baulinie im oberen Theile der Hermanngaſſe 

wird unter Beibehaltung der Straßenachſe und unter 
Zugrundelegung einer Straßenbreite von 13˙28 m in 
der Strecke der Realitäten Nr. 30 bis 38 und Nr. 29 
bis 33 nach den Linien e f und i k beſtimmt. 

Die Baulinienbeſtimmung für die Realitäten 
Nr. 25, 27, 26 und 28 wird vorläufig in suspenso 
belaſſen. | 

Die Baulinie für Nr. 1 und 3 Kandlgaſſe bei 
der Breite von 1517 m wird nach der Linie a b 
beſtimmt. 

38. (6798.) Referent Gem.-Nath Ritt. v. Neumann: 
Beilage 212. Es handelt ſich hier um die Beſtimmung einer Baulinie 
für die Straße nach Schwechat in Kaiſer-Ebersdorf. 

Es iſt den verehrten Herren ein Plan nicht übermittelt worden. 
Die Angelegenheit iſt übrigens eine ſehr einfache und der Plan 
an der Tafel dürfte zur Information genügen. Es handelt ſich 


um die Verlängerung einer Straße, welche bereits in ihren Bau— 


linien beſtimmt ift. Die Straße iſt nämlich bis zum Punkte DE, 
wie es im Plane eingezeichnet erſcheint, beſtimmt, und zwar mit 
einer Breite von 20 m. Es wird nun vom Stadtbauamte die. 
Verlängerung dieſer Straße vorgeſchlagen, und zwar unter Ein— 
haltung der von mir bereits genannten Breite von 20 m, einer— 
ſeits nach der Linie D G K, andererſeits nach der Linie E MI. 
Der Stadtrath hat eine kleine Abänderung vorgeſchlagen, und 
zwar in der Weiſe, dass der Winkel, welcher durch die Abbiegung 
der Straße entſteht, durch eine Curve ausgeglichen werde, jo dals 
ſich alſo ſtatt des Punktes G die Curve G, G, G,, beziehungs— 
weiſe M. M, Mz ergeben würde. Es wird ſomit folgender Antrag 
geſtellt (liest): 

„Die Baulinie für die Straße nach Schwechat in Kaiſer— 
Ebersdorf werde nach den Linien D FG, G. 6; HI und EN 
M, M. M, L K mit einer Straßenbreite von 20 m beſtimmt. 

Die Niveaubeſtimmung werde in suspenss belaſſen.“ 

Nürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Die Baulinie für die Straße nach Schwechat in 

Kaiſer⸗Ebersdorf wird nach den Linien DFG, 67 Gz 
HI und E N M, M. M; L K mit einer Straßen⸗ 
breite von 20 m beſtimmt. 

Die Niveaubeſtimmung wird in suspenso belaſſen. 

39. (6979.) Referent Gem.-Nath Matthies: Der Ge: 
meinderath hat beſchloſſen, in der Wilhelminenſtraße im XVI. Be: 
zirke Ottakring einen Canal zu erbauen, und es wurden im Budget 
dafür 12.000 fl. bewilligt. Bei Ausarbeitung dieſes Projectes und 
bei Abhaltung der Offertverhandlungen ſtellten ſich die Koſten auf 
14.658 fl. 75 kr. Es erübrigt alſo noch einen Credit von 265 fl. 
75 kr. zu bewilligen. 

Ich bitte um Zuſtimmung zu dieſem Antrage. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Für den Canalbau XVI., Wilhelminenſtraße, wird 

ein Zuſchuſscredit in der Höhe des nicht bedeckten Mehr— 
erforderniſſes von 2658 fl. 75 kr. zur Rubrik XXVII I b 
bewilligt. 
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40. (6243.) Referent Gem.-Rath Matthies: Dieſes 
Referat betrifft die Erwirkung der Expropriation des Hauſes 
Landſtraße Hauptſtraße 18. 

Es liegt ein Antrag des Herrn Gem.-Rathes Schneeweiß 
und ein ſolcher der Bezirksvertretung vor. Es ſind mit den Haus⸗ 
beſitzern ſchon ſeit Jahren Verhandlungen gepflogen worden, um 
das Haus anzukaufen. Dasſelbe wurde von beeideten Sachver— 
ſtändigen auf 72.000 fl., vom Bauamte auf 92.000 fl. geſchätzt. 
Der Hausbeſitzer verlangte im vorigen Jahre 121.000 fl. und 
war nicht zu bewegen, darunter hinunterzugehen. Heute verlangt 
er nur 120.000 fl. Die Herren kennen die Situation. Es blieb 
nichts anderes übrig, als bei der Statthalterei die Erwirkung eines 
Geſetzes zur Expropriation zu erwirken. Der Stadtrath hat bereits 
feine Zuſtimmung dazu gegeben, und ich bitte um Ihre nachträgliche 
Genehmigung. 

Würgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Nücjichtlich des um Expropriation des Hauſes 
Nr. 18 Landſtraße, Hauptſtraße, geſtellten Anſuchens 
wird die nachträgliche Genehmigung ertheilt. 


41. (6139.) Referent Gem.-Rath Matthies: Es betrifft 
den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Tagleicht, auf Schutz der 
ſtädtiſchen Caſſen in den magiſtratiſchen Bezirksämtern. 

Es wurden vom Bauamte und vom Magiſtrate gründliche 
Erhebungen eingeleitet und es ſtellte ſich heraus, daſs in den in 
den ſtädtiſchen Bezirksämtern untergebrachten Haupt- und Steuer— 
caſſen Caſſen nach dem alten Syſteme vorhanden ſind, die alſo 
nicht nach dem neuen Syſteme mit dem ſogenannten Stahlpanzer 
verſehen ſind. 

Es wurde anfaugs beantragt, zum Schutze der Caſſen eine 
permanente Aufſicht zu errichten. Hierüber hat der Magiſtrat nach— 
gewieſen, daſs die jährlichen Erhaltungskoſten 7000 fl. betragen 
würden. 

Dann wurde beantragt, Läuteſignale zu machen; auch dafür 
ſtellen ſich bedentende Koſten heraus von ungefähr 12.000 bis 
14.000 fl. 

So wurde nun ſchließlich ein Offert von der Firma Wertheim 
vorgelegt. Es ſind 31 Stück ſolcher Caſſen vorhanden. In dieſen 
Caſſen ſind nun ſogenannte Treſoreinſätze von entſprechend ſtarkem 
Panzerſtahl einzulegen. Die Firma nimmt die alten gegenwärtig be— 
ſtehenden Treſoreinſätze zurück. Es ergibt ſich hiefür ein Erfordernis 
von 6432 fl. Die Arbeit wird derart gemacht, dass die Amter durchaus 
nicht geſtört werden und es iſt dies nach den gegenwärtigen Ver— 
hältniſſen, nachdem es nothwendig iſt, etwas zum Schutze der 
Caſſen vorzukehren, das einfachſte und billigſte Mittel. 

Die Firma Wertheim iſt, wie bekannt, außerordentlich 
leiſtungsfähig und es wird daher von Seite des Magiſtrates und 
Stadtrathes beantragt, die Einſätze bei dieſer Firma gegen die 
Lieferzeit von drei Monaten zu beziehen. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Behufs Anschaffung von Panzer-Treſor-Einſätzen 

für 31 Stück Caſſen wird ein Zuſchuſscredit von 
6432 fl. zur Rubrik IV 2 bewilligt. 

42. (6511.) Referent Gem.-»Rath Matthies: Es handelt 
ſich um die Auswechslung von Dippelbäumen in den Schul— 
gebäuden III. Bezirk, Schulgaſſe, und II. Bezirk, Leopoldsgaſſe 3. 
Dieſe Arbeit bedarf der nachträglichen Genehmigung eines Zuſchuſs— 
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eredites von 1050 fl. Die Arbeit hat im Laufe der Schulferien 
gemacht werden müſſen, da es ſich nämlich bei der Legung von 
neuen Fußböden herausgeſtellt hat, dajs die Dippelbäume ſchlecht 
waren. Ich bitte um die nachträgliche Genehmigung. 
Nürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 


Beſchluſs: Behufs Auswechslung von Dippelböden in den 
ſtädtiſchen Schulgebäuden III., Schulgaſſe 3, und 
II., Leopoldsgaſſe 3, wird ein Znuſchuſ ſseredit von 
rund 1050 fl. zur Rubrik XII 4 c bewilligt. 


43. (6806.) Referent Gem.⸗Rath Vaugoin: Es handelt 
ſich hier um die Bewilligung eines Zuſchuſscredites in der Höhe 
von 644 fl. 20 kr. zur Ausgabs-Rubrik XXXIII 4 anläſslich der 
Herſtellung von Doppelgrüften auf dem Hietzinger Friedhofe. Die 
Parteien haben zwei Grüfte angeſchafft und dieſelben wurden um 
den Koſtenbetrag hergeſtellt; buchhalteriſch iſt der Betrag auch 
bereits eingezahlt; es handelt ſich alſo nur darum, nachdem dieſe 
Poſition nicht gedeckt war, die Ausgabe zu bewilligen. Ich bitte 
um Genehmigung des Zuſchuſscredites. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 


Beſchluſs: Behufs Herſtellung von Grüften im Hietzinger 
Friedhofe wird ein Zuſchuſscredit von 644 fl. 20 kr. 
zur Rubrik XXXIII 4 bewilligt. 


44. (5871.) Referent Hem.- Bath Vaugoin: Dann habe 
ich die Ehre, von den Gegenſtänden, welche auf der gedruckten 
Tagesordnung ſtehen, zu referieren. Die Genoſſenſchaft der Buch— 
binder bittet un eine Subvention für die fachliche Fortbildungs— 
ſchule; dieſelbe beſteht ſeit einer Reihe von Jahren und hat bisher 
eine Subvention in der Höhe von 500 fl. erhalten. An derſelben 
wurden im abgelaufenen Jahre 80 Schüler unterrichtet. Die 
Ausgaben betragen 2048 fl. 4 kr. Es wird beantragt, für 1894 
eine Subvention in der bisherigen Höhe von 500 fl. zu geneh— 
migen. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 


Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Angenommen. 


Beſchluſs: Der Genoſſenſchaft der Buchbinder wird für die 
fachliche Fortbildungsſchule eine Subvention von 
500 fl. pro 1894 bewilligt. 


45. (5463.) Referent Gem.-Rath Vaugoin: Der Erſte 
Wiener Volkskindergarten-Verein im V. Bezirke bittet ebenfalls 
um eine Subvention. In dieſem Bezirke beſtehen zwei Kinder— 
gärten, welche von dieſem Vereine erhalten werden. In dieſen 
zwei Kindergärten waren im abgelaufenen Jahre 348 Kinder 
untergebracht, darunter 108 unentgeltlich. Der Verein beſteht ſeit 
acht Jahren und war wegen des großen Andranges genöthigt, 
Localitäten dazuzumieten. Infolge deſſen war er gezwungen, Ans 
lehen in der Höhe von 400 fl. und 300 fl. aufzunehmen. Nach: 
dem die bisherige Subvention von 500 fl. zur Deckung der Aus— 
lagen nicht ausreicht, biltet der Verein um Erhöhung derſelben 
auf mindeſtens 1000 fl. Es wird nun von Seite des Stadtrathes 
beantragt, für das Jahr 1894 die Subvention auf 1000 fl. zu 
erhöhen, und nachdem nur ein Betrag von 600 fl. disponibel iſt, 
einen Aufchufseredit von 400 fl. zur Ausgabs-Rubrik XLVL.L a 
zu genehmigen. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Nürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Angenommen. 
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Beſchluſs: Dem Erſten Wiener Volkskindergarten-Vereine im 
V. Bezirke wird für ſeine zwei Kindergärten eine 
Subvention von je 500 fl., d. i. 1000 fl. pro 1894, 
bewilligt und zur Deckung dieſer Auslage ein Zuſchuſs— 
credit von 400 fl. zur Rubrik XLVI ! a genehmigt. 

46. (6036.) Referent Gem.-Nath Bangoin: Der Gemein⸗ 
nützige Verein im IX. Bezirke bittet um eine Subvention. Für 
1891, 1892 und 1893 wurde demſelben eine Subvention von je 
100 fl. gewährt. Er bittet neuerdings um eine Subvention für 
1894, 1895 und 1896 in der gleichen Höhe. Der Verein beſteht 
ſeit 15 Jahren und der Leſerkreis in demſelben vermehrt ſich von 
Jahr zu Jahr. Es wird von Seite des Stadtrathes beantragt, 
eine Subvention von je 100 fl. pro 1894, 1895 und 1896 zu 
gewähren. Nachdem für 1894 bereits die Bedeckung vorhanden iſt, 
wird der Antrag geſtellt, daſs für die Bedeckung pro 1895 und 
1896 Vorſorge getroffen werde. 

Dürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Gemeinnützigen Vereine im IX. Bezirke wird 

zur Erhaltung der von ihm gegründeten Volksbibliothek 
und Freileſehalle eine Subvention von je 100 fl. pro 
1894, 1895 und 1896 unter den üblichen Bedingungen 
bewilligt. 

47. (6282.) Referent Gem.-Nath Vaugoin: Es betrifft 
die Subventionierung der fachlichen Fortbildungsſchule der Gaſt— 
wirte und Kaffeeſieder. Ich habe am 29. Mai d. J. die Ehre 
gehabt, Bericht zu erſtatten. Nachdem das Referat ſich infolge 
Zurückgabe an den Stadtrath verzögert hat, wurde damals der 
Beſchluſs gefasst, der fachlichen Fortbildungsſchule eine Subvention 
in der Höhe von 700 fl. zu gewähren. Die Vorlage, auf der das 
heutige Referat baſiert, iſt dieſelbe wie im Vorjahre. An dieſer 
Schule ſind ein Director und 26 Profeſſoren und Lehrer angeſtellt. 
Im Schuljahre 1893/94 waren 1003 Schüler an der Schule; 
das Miniſterium hat der Schule eine Subvention von 1000 fl., 
die Handels⸗ und Gewerbekammer eine ſolche von 350 fl. gewährt. 
Der Stadtrath beantragt nunmehr die Bewilligung einer Sub— 
vention von 700 fl. für das Schuljahr 1894/95 und einen Zu— 
ſchuſscredit in dieſer Höhe zur Ausg.-Rubr. XLV 2 zu genehmigen. 

Ich bitte um die Zuſtimmung. 

Dürgermeifler: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Den Genoſſenſchaften der Gaſtwirte und Kaffeeſieder 

wird für ihre fachliche Fortbildungsſchule für das 
Schuljahr 1894/95 eine Subvention von 700 fl. 
bewilligt, und zur Deckung dieſer Auslage ein Zuſchuſss⸗ 
credit von 700 fl. zur Rubrik XLV 2 h genehmigt. 

48. (6255.) Referent Gem.-Nath Vaugoin: Der Wein⸗ 
bauverein für Ober⸗ und Unter⸗Sievering bittet um eine Sub- 
vention. Bisher wurde dem Vereine eine Subvention in der Höhe 
von 300 fl. bewilligt. Gegen Vorlage der Rechnungen wurden 
von Seite des magiſtratiſchen Bezirksamtsleiters bis zur Höhe der 
Subvention die Beträge ausgefolgt. Es wird beantragt, für das 
laufende Jahr die Subvention in der gleichen Höhe wie bisher 
und unter denſelben Bedingungen zu gewähren und einen Zuſchuſs— 
credit von 300 fl. zur Rubrik XXXI /i 2 zu genehmigen. 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Dürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Der Antrag iſt angenommen. 
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Beſchluſs: Dem Weinbauvereine für Ober- und Unter⸗Sievering 
wird eine Subvention von 300 fl. pro 1894 unter 
denſelben Modalitäten wie im Vorjahre bewilligt und 
zur Deckung dieſer Auslage ein Zuſchuſscredit in gleicher 
Höhe zur Rubrik XXX, 2 genehmigt. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Ich habe bei der Verleſung der heutigen Einläufe ver— 
gebens die Verleſung eines Erlaſſes erwartet, der vom hohen 
Handelsminiſterium hieher gelangt iſt. Dieſer Erlaßs iſt unter dem 
8. Auguſt erſchienen und es tritt durch dieſen Erlass die Frage 
der Verführung des Kehrichtes in das Marchfeld in ein ganz 
neues Stadium. Auf die Vorſtellung der Bürgermeiſter auf dem 
hinteren Marchfelde hat ſich nämlich der Handelsminiſter beſtimmt 
gefunden, der Dampftramway-Geſellſchaft vormals Krauß & 
Comp. aufzutragen, ſchon dann die Bahn von Groß-Enzersdorf 
nach Orth auszubauen, wenn ein Frachtenquantum von nur 
6000 Waggons zugeſichert iſt. 

Da ich nun glaube, dafs dieſer Erlaſs für den Gemeinderath 
von größter Wichtigkeit iſt, ſo wundere ich mich ſehr, daſs man 
davon dem Gemeinderathe keine Kenntnis gegeben hat. Ich möchte 
daher den Herrn Bürgermeiſter bitten, daſs der Erlaſs in der 
nächſten Sitzung des Gemeinderathes zur Verleſung gebracht werde. 

Bürgermeiſter: Wenn der Gemeinderath es wünſcht, beſteht 
kein Anſtand dagegen; aber es iſt bis jetzt nicht Sitte geweſen, 
und es ſteht auch nicht in der Geſchäftsordnung, dass jedes Stück, 
welches von Seite des Miniſteriums an die Gemeinde gelangt, 
im Plenum des Gemeinderathes verleſen, reſpective dem Gemeinde— 
rathe mitgetheilt werden müſſe. Der erwähnte Erlass iſt dem Magi— 
ſtrats⸗Referenten zugewieſen worden, damit er bei Erſtattung ſeines 
Referates darauf Rückſicht nehme. Es wird alſo der Gemeinderath 
ohnedies bei Erſtattung des Referates Kenntuis davon erlangen, 
und es wird überhaupt wegen Herſtellung dieſer Bahnlinie hier 
verhandelt werden. Dass dabei der Erlajs des Miniſteriums eine 
bedeutende Rolle ſpielt, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Gem.-»RNath Dr. Tueger: Ich kann die Auffaſſung des 
Herrn Bürgermeiſters nicht theilen, dass ein ſolcher Erlaſs dem 
Gemeinderathe nicht bekanntzugeben iſt. Wenn ein Erlaſs an die 
Gemeinde im eigenen Wirkungskreiſe gerichtet iſt, muſs er im 
Einlauf bekanntgegeben werden. Es iſt bisher auch immer ſo Uſus 
geweſen; nur manchmal iſt ein Miniſterial-Erlaſs nicht zur 
Kenntnis gebracht worden, dann hat es auch immer ein gewiſſes 
Hakerl gehabt. (Zuſtimmung links.) Sonſt iſt in der Regel jeder 
Miniſterial⸗Erlaſs, wenn er an die Gemeinde im eigenen Wirfungs- 
kreiſe gerichtet war, zur Kenntnis gebracht worden. 

Das bitte ich zur Kenntnis zu nehmen. 


Bürgermeifter: Ich mufßs diesfalls beſtreiten, dass jeder 
Erlaßs ſofort dem Gemeinderathe zur Kenntnis gebracht wurde. 
Es iſt ja gar nicht abzuſehen, welche Abſicht ſeitens des Präſidiums, 
ſpeciell ſeitens meiner Perſönlichkeit beſtehen follte, dieſen Erlaſs dem 
Gemeinderathe vorzuenthalten. Geheimnis kann und ſoll er ja nicht 
bleiben; er iſt auch anderen Körperſchaften mitgetheilt worden und 
wird ohnedies der Behandlung unterzogen und demnächſt mitgetheilt 
werden. Die Mittheilung dieſes Erlaſſes in der heutigen Sitzung 
hätte alſo nur den Zweck, den Gemeinderath formell in Kenntnis 
zu ſetzen, daſs dieſes Stück gekommen und der geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Behandlung unterzogen worden iſt. Nachdem aber das 
Referat ohnedies demnächſt erſtattet wird, war ich der Meinung, 
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dass dann Gelegenheit fein wird, dieſen Erlaſs dem Gemeinderathe | zur Verbreiterung des Trottoirs in der Rudolfsgaſſe im XII. Be- 


zur Kenntnis zu bringen. 

Gem.-Rath Vurſcht: Meine Anſicht geht dahin, dafs jeder 
Einlauf in der nächſten Sitzung verleſen werden ſoll, nicht erſt 
dann, wenn darüber referiert wird. Ich bitte auch in der Folge 
die Einläufe immer zur Verleſung zu bringen, die dem Gemeinde— 
rathe überhaupt zur Kenntnis gebracht werden ſollen. 

Bürgermeiſter: Der § 20 der Geſchäftsordnung lautet (liest): 
„Die Sitzung beginnt mit den Mittheilungen des Vorſitzenden. 
Sodann werden die Einläufe, welche nicht unmittelbar dem Stadt— 
rathe oder dem Magiſtrate zugewieſen wurden, entweder im kurzen 
Auszuge bekanntgegeben oder über Beſchluſs der Verſamm— 
lung ihrer vollen Ausdehnung nach verleſen.“ Nachdem nun dieſes 
Referat im Stadtrathe bereits in Verhandlung gezogen wurde, 
dieſe jedoch, weil es nicht möglich war, den Gegenſtand ſofort 
zu erledigen, abgebrochen worden iſt und der Gegenſtand dem— 
nächſt wieder auf die Tagesordnung geſetzt wird, habe ich 
den Erlass unmittelbar zugewieſen, wie es der $ 20 vorſchreibt. 
(Gem.-Rath Gregorig: Richtig iſt dieſer Vorgang nicht!) 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich ſtimme dem Herrn Bürger— 
meiſter bei, dafs nicht jeder Erlaſs auch ſofort dem Gemeinderathe 
mitzutheilen iſt. (Hört! links.) Allein in dieſem ſpeciellen Falle, 
der den Gemeinderath in hohem Grade intereſſiert, wäre es gewiſs 
wünſchenswert geweſen, wenn der Herr Bürgermeiſter die Güte 
gehabt hätte, dieſen Erlaſs heute zur Kenntnis zu bringen. 


Gem. Math Or. Lueger: Es kann nicht geduldet werden, der freiwilligen Feuerwehr Rudolfshügel, ihr eine Subvention von 


dafs eine ſolche Anſchauung hier platzgreift. Jeder Statthalterei— 
Erlass, jeder Minifterial-Erlafs, jeder Einlauf an den Gemeinde— 
rat muſs dem Gemeinderathe entweder in kurzem Auszuge oder, 
wenn es der Gemeinderath verlangt, vollinhaltlich bekanntgegeben 
werden. Das ſteht auch überall im Geſetze. Dass der Herr Vor— 


ſchäftsordnung nicht maßgebend. (Heiterkeit.) Ich erkläre auch, dafs 
ich dem Herrn Bürgermeiſter nicht zumuthe, dass er vielleicht 
abſichtlich Handelsminiſterial-Erläſſe nicht zur Verleſung gebracht 
hat. Das muthe ich ihm zwar nicht zu, aber ich wünſche, dafs 
überhaupt jeder Miniſterial-Erlaſs wenigſtens in kurzem Auszuge, 
wie es in der Geſchäftsordnung heißt, bekanntgegeben wird. 

Mürgermeiſter: Aber ich bitte, das iſt ja richtig, aber der 
§ 20 gibt es dem geſchäftsführenden Mitgliede des Präſidiums 
anheim, ob es einen Erlaßs gleich direct der geſchäftsordnungs— 
mäßigen Behandlung unterziehen oder noch vorher der Verſamm— 
lung mittheilen will. Ich betrachte es aber als ſelbſtverſtändlich, 
daſs jeder beſonders wichtige Erlaſs ſofort der Verſammlung zur 
Kenntnis gebracht werde, wenn eben dieſe ſofortige Mittheilung an 
die Verſammlung von beſonderer Bedeutung iſt; aber die Herren 
werden doch zugeben, das es für den Gemeinderath ganz gleich— 
giltig iſt, ob dieſer Erlaſs heute oder etwa in acht bis zehn Tagen 
mitgetheilt wird, wenn das Referat zur Verhandlung kommt. 
(Richtig! rechts und Widerſpruch links.) 

Nun, meine Herren, es kann ja möglich fein, dafs einzelne 
Mitglieder ſich ſo ſehr für den Erlaſßs intereſſieren, dass fie ihn 
ſchon heute zur Kenntnis nehmen wollen, und nicht erſt in acht 
Tagen; ich bin auch hocherfreut zu ſehen, dafs wirklich ein 
lebhaftes Intereſſe für ſämmtliche Gegenſtände der Tagesordnung 
beſteht. 

49. (6513.) Beferent Gem. -Rath Wibelsberger: Ich 
habe die Ehre, über einen Zuſchuſscredit zu referieren, und zwar 


im Betrage von 1503 fl. 67 kr. nothwendig, 


zirke. Die Rudolfsgaſſe liegt zwiſchen der Lainzer- und Matzleins— 


dorferſtraße, nicht, wie es auf der Tagesordnung irrthümlich heißt, 
Pötzleinsdorferſtraße. Sie hat die normale Breite von 11˙30 m, 
das Trottoir hat aber nur eine Breite von 1˙25 m, ſtatt der vor— 
ſchriftsmäßigen 1˙90 m. Die Gaſſe iſt ziemlich belebt, die Häuſer 
ſind lange vor dem Jahre 1883, alſo vor dem Inkrafttreten der 
neuen Bauordnung erbaut worden und es ſind daher die Haus— 
beſitzer nicht mehr verpflichtet, dieſes Trottoir herzuſtellen. Der 
Stadtrath hat daher beſchloſſen, das Trottoir auf communale 
Koſten herzuſtellen. 

Die Geſammtkoſten belaufen ſich auf 2492 fl. 13 kr., Be⸗ 
deckung iſt nur für 968 fl. 46 kr. vorhanden, daher iſt ein Credit 
und wird be— 
antragt, einen Zuſchuſscredit in der Höhe des Erforderniſſes im 
Betrage von 1503 fl. 67 kr. zu bewilligen. Ich bitte um Ihre 
Zuſtimmung. 

Bürgermeifter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Behufs Verbreiterung des Trottoirs in der Rudolfs— 

gaſſe zwiſchen der Lainzer- und Matzleinsdorferſtraße 
im XII. Bezirke wird ein Zuſchuſscredit in der Höhe 
des nicht bedeckten Theilerforderniſſes per 1503 fl. 
67 kr. zur Rubrik XXII Ib bewilligt. 

50. (5931). Referent Gem.-Nath Witzelsberger: Ein 
Stück aus der gedruckten Tagesordnung. Es betrifft das Anſuchen 


800 fl. zu gewähren zur Auszahlung der activen Feuerwehr— 
männer und von 200 fl. zur Beſtreitung kleinerer Auslagen, zu— 
ſammen alſo einen Betrag von 1000 fl. Von den Amtern wird 
die Nothwendigkeit nachgewieſen; der Stadtrath beantragt die Ge— 


währung, und ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 
redner ſich bloß für Miſtfragen intereſſiert, iſt ja für die Ge⸗ 1 c Ihre Zu 3 


Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr Rudolfshügel wird eine 
Subvention von 800 fl. pro 1894 für die Entlohnung 
der beiden activen Feuerwehrleute und einer ſolchen 
von 200 fl. für dasſelbe Jahr zur Beſtreitung kleinerer 
Auslagen gegen nachträgliche Verrechnung bewilligt 
und zur Deckung dieſer Ausgabe ein Zuſchuſscredit 
von 1000 fl. zur Rubrik XX 11 genehmigt. 

51. (6519.) Referent Gem.-Ralh Wurm: Von der ge⸗ 
druckten Tagesordnung. Das Referat betrifft eine Note des Landes: 
ausſchuſſes, worin mitgetheilt wird, dajs die Petition, welche die 
Gemeinde Wien an den Landtag wegen einer Beitragsleiſtung zu 
den Koſten der Einwölbung des Alſerbaches gerichtet hat, in der 
letzten Seſſion nicht erledigt wurde. 

Es iſt demnach nothwendig, dieſe Petition zu erneuern, weil 
ſie ſonſt unerledigt bliebe. Der Antrag des Stadtrathes geht 
nun auf Erneuerung dieſer Petition. Ich bitte um die Annahme. 

Mürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen, 


Beſchluſs: Die Petition um einen Beitrag zu den Koſten der 
Alsbach⸗Einwölbung iſt beim n.⸗ö. Landtage neuerlich 
einzubringen. 

52. (4939.) Referent Gem.-Rath Dr. Nechansky: Hier 
handelt es ſich um einen Zuſchuſscredit für die Umpflaſterung auf 
dem Stephansplatze. Es hat ſich die Nothwendigkeit herausgeſtellt, 
den Stephansplatz in der Strecke zwiſchen der Churhausgaſſe und 
dem Stock⸗im⸗Eiſenplatze umzupflaſtern. Die Herren kennen ja die 
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Gegend ſehr genau und wiſſen, dafs dort ein Aufſtellungsplatz für 
die Stellwagen und Fiaker ſich befindet, jo daſs das Pflaſter ſehr 
raſch- Schaden: leidet. Der Bedarf für die Umpflaſterung dieſer 
Strecke beträgt 3978 fl. 61 kr., iſt aber ausdrücklich im Budget 
nicht vorgeſehen. Es handelt ſich alſo darum, einen Zuſchusscredit 
in dieſer Höhe zur Rubrik XXII 1 c zu erwirken. Ich bitte, dieſen 
Antrag anzunehmen. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Behufs Umpflaſterung der Fahrbahn am Stephans- 

platze zwiſchen der Churhausgaſſe und dem Stod-im- 
Eiſenplatze wird ein Zuſchuſscredit per 3978 fl. 61 kr. 
zur Rubrik XXII 1 e bewilligt. 

53. (4671.) Referent Gem.-Nath Nückauf: Die frei: 
willige Feuerwehr Hütteldorf erſucht um eine Subvention für das 
Jahr 1894. Im vorigen Jahre erhielt fie eine ſolche von 400 fl. 
Mit Rückſicht darauf jedoch, daſs die größeren Reparaturen jetzt 
vom Magiſtrate direct unter der Aufſicht des Feuerwehr-Commandos 
vorgenommen werden, genügt jetzt eine Subvention von 200 fl. 
Dahin geht auch der Autrag des Magiſtrates, dem ſich der Stadt— 
rath angeſchloſſen hat. Die Summe iſt bedeckt. Ich bitte um Ihre 
Zuſtimmung. 

Bürgermeister: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Veſchluſs: Der 

Subvention von 200 fl. 
kleinerer Auslagen für Reparaturen ꝛc. 
zeitige Rechnungslegung bewilligt. 


gegen ſeiner— 


54. (6294.) Neferent Gem.-Rath Nückauf: Die Ge | 
noſſenſchaft der Zuckerbäcker erſucht um eine Subvention für ihre 


Fachſchule. Sie erhielt ſchon ſeit Jahren eine Subvention, und 
zwar in den Jahren 1888 bis 1891 je 100 fl., 1892 und 1893 
je 200 fl. 
eingeſchritten und begründet dieſes Anſuchen damit, dafs die Fach— 


ſchule nunmehr über 70 Schüler beſuchen, jo dass Parallelelaſſen 
was eine größere Ausgabe erheiſcht. 


errichtet werden müſſen, 
200 fl. ſind bedeckt. Der Stadtrath beantragt, ſtatt der 400 fl., 
um die angeſucht wird, 300 fl. zu bewilligen. Es wäre demnach 
zur Rubrik XLV 2 d ein Zuſchuſscredit in der Höhe von 100 fl. 
zu bewilligen. 
Nürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Der Genoſſenſchaft der Zuckerbäcker wird eine Sub— 
vention von 300 fl. pro 1894 für die fachliche Fort— 
bildungsſchule gewährt. 
Nürgermeiſter: Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen. 
folgt eine kurze vertrauliche. 
(Schluss der öffentlichen Sitzung 6 Uhr 30 Minuten abends.) 


Es 


Beſchluſs Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 4. September 1894. 
Vorſitz: Mürgermeiſter Dr. Grübl. 
1. (4108.) 2. Vice-Bürgermeiſter Matzenauer beantragt, 


den. ehemaligen Bürgermeiſter der Stadt Wien, Dr. Cajetau 
Freih. v. Felder, aus Anlass der Vollendung feines 80. Lebens— 


freiwilligen Feuerwehr Hütteldorf wird eine 
pro 1894 zur Beſtreitung 


Für 1894 iſt fie um eine Subvention von 400 fl.“ 
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jahres namens der Stadt Wien zu beglückwünschen und demſelben 
gleichzeitig eine Adreſſe zu überreichen. (Angenommen.) 

Hiebei macht Vice-Bürgermeiſter Matzeuauer die Mit 
teilung, dass ſich an dieſer Kundgebung auch eine Deputation 
des Wiener Magiſtrates betheiligen werde. 

2. (6250.) Gem.-Nath Dr. v. Billing beantragt die Ver⸗ 
leihung der goldenen Salvator-Medaille an die Waiſeumutter im 
XVII. Bezirke, Lina Hirſch. Angenommen.) 

3. (6432.) Derſelbe beantragt die Verleihung der goldenen 
Salvator-Medaille an den Wiener evangeliſchen Singverein. 

(Angenommen.) 

4. (7066.) Derſelbe beantragt die Verleihung der goldenen 
Salvator-Medaille mit dem Rechte, dieſelbe am Banner tragen zu 
dürfen, an den Mäuner-Geſangverein „Meidlinger Liedertafel“. 

(Angenomm en.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Sludtrath. 


Hitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 11. September 1894. 
Mittwoch, den 12. September 1894. 
Donnerstag, den 13. September 1894. 
Freitag, den 14. September 1894. 


Vericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 29. Auguſt 1894. 
Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Matzenauer. 


Auweſende: Dr. v. Billing, Rückauf, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhau, 
Dr. Klotzberg, Vaugoin, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lueger, Witzelsberger, 
Matthies, Wurm. 


Dr. Nech N 


Beurlaubt: Bürgermeiſter Dr. Srübt, Vice⸗Bürgermeiſter 
Dr. Richter, St.-R. Götz, Dr. Lederer, 
Mayer, Müller, Stiaßnuy. 

Entſchuldigt: StR. v. Neumaun. 

Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Bürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter hat einen 14tägigen Urlaub 
angetreten. (Zur Kenntnis.) 
St.⸗R. Ritt. v. Neumann entſchuldigt fein Ausbleiben wegen 
Theilnahme an einer Commiſſion. (Zur Kenntnis.) 
St.⸗R. Dr. Huber erſucht um Verlängerung ſeines Urlaubes 
um 14 Tage. (An den Gemeinderath.) 
(690 J.) St.-R. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen 
des Franz Rucker um Enthebung von der ihm mit Gemeinderaths— 
Beſchluſs vom 15. September 1882, Z. 6029, verliehenen provi⸗ 
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ſoriſchen Lehrſtelle für Buchhaltung an der Karl Diehl'ſchen Fort— 
bildungsſchule für Mädchen und beantragt: 

1. dieſem Anſuchen ſtattzugeben; 

2. zu genehmigen, daſs der Concurs zur Neubeſetzung dieſer 
Stelle mit der Verpflichtung zur Ertheilung von ſieben wöchentlichen 
Unterrichtsſtunden und mit dem Bezuge einer Remuneration von 40 fl. 
jährlich für ein: wöchentliche Unterrichtsſtunde in der erſten Hälfte des 
Monates September ausgeſchrieben werde. (Angenommen.) 

(6909.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Leopoldine 
Pfeiler, Bürgerſchullehrers-Wilwe, um eine Gnadengabe und Er— 
ziehungsbeitrag und beantragt: 
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Referent accommodiert ſich dieſen beiden Zuſatz-Anträgen. 

Modificierter Referenten-Antrag angenommen. 

(6652.) St.-R. Wurm referiert über das Project für die 
Einrichtung der elektriſchen Beleuchtung im vierten Bauviertel des 
neuen Rathhauſes und beantragt: 

1. Das vorgelegte Project des Stadtbauamtes über die Ein— 
richtung der elektriſchen Beleuchtung in den Kanzleien und Amter— 
gruppen des vierten Bauviertels des neuen Rathhauſes wird mit dem 
Geſammtkoſtenbetrage von 23.000 fl., wovon 2000 fl. im diesjährigen 
Budget bedeckt erſcheinen, zur Ausführung genehmigt. 

2. Die Vornahme der Inſtallationsarbeiten hat nach dem Vor— 


1. es ſei der Witwe des am 15. Juni 1894 verſtorbenen Bürger- ſchlage des Stadtbauamtes durch das Perſonale der elektriſch-techniſchen 


ſchullehrers Ferdinand Pfeiler, Leopoldine Pfeiler, vom 1. Juli 
1894 angefangen, auf die Dauer von drei Jahren, eventuell bis 
zu einer früher eintretenden anderweitigen Verſorgung, eine Gnaden— 
gabe von jährlich 300 fl. aus den eigenen Geldern der Gemeinde 
Wien gegen Abtretung der ihr geſetzlich zuſtehenden, aus der Lehrer— 
penſionscaſſa flüſſig zu machenden Abfertigung von 275 fl. zu be— 
willigen und ſei dieſe Gnadengabe nach dem Vorſchlage der Buchhaltung 
zu verrechnen; 

2. es ſei der Leopoldine Pfeiler vom gleichen Tage angefangen 
und auf die gleiche Dauer, eventuell bis zu einer früher eintretenden 
anderweitigen Verſorgung für ihre am 25. September 1890 geborene 
Tochter Margarethe gnadenweiſe ein Erziehungsbeitrag von jährlich 
60 fl. ebenſalls aus den eigenen Geldern zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 


(6870.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzlei— 
praktikanten Eugen Roth v. Pongyolek um Belaſſung des halben 
Adjutums (250 fl.) während ſeiner Militärdienſtzeit als Einjährig— 
Freiwilliger und beantragt die Geſuchsgewährung. ( Angenommen.) 

St.-N. Vaugoin referiert über rückſtändige Beerdigungskoſten; 

(6868) per zuſammen 111 fl. 50 kr. nach 34 Parteien im 
XVI. Bezirke, und 

(6869) per zuſammen 133 fl. 45 kr. nach 34 Parteien im 
VII. Bezirke und beantragt in ſämmtlichen Fällen die Abſchreibung 
aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. (An genommen.) 


(5241.) Derſelbe referiert über die Remunerierung der bei der 
Gräberausſchmückung am Central-Friedhofe beſchäftigt geweſenen Beamten 
pro 1893. 

Es wird folgender Beſchluſs gefasst: 

Der Magiſtrat wird aufgefordert, Bericht zu erſtatten, ob nicht 
mit Rücksicht auf die Exponiertheit und die ſpecielle Thätigkeit dieſer 
Beamten, ähnlich wie bei den Beamten des Aſyl- und Werkhauſes und 
der Gefangenhausaufſicht Dienſteszulagen eingeführt werden ſollen, 
deren Bezug ihnen ſo lange zuſteht, als ſie in der betreffenden Poſition 
ſich befinden und ihren Poſten zur Zufriedenheit ausfüllen. 

(6248.) St.-N. Schlechter referiert über den Antrag der Gem. 
Räthe Kreindl und Dr. Klotzberg auf Errichtung eines Mutter— 
weingartens ſeitens der Gemeinde Wien und beautragt, der Magiſtrat 
ſei zu beauftragen, dieſen Antrag zunächſt den in Wien befindlichen 
und von der Gemeinde ſubventionierten Weinbauvereinen und -Caſinos 
zur gutächtlichen Außerung zu übermitteln. 

St.⸗R. Dr. Klotzberg beantragt die Beiſetzung einer Friſt 
von drei Wochen. 

StR. Dr. Lueger beantragt, dafs die Vereine auch um ihr 
Gutachten über die Tauglichkeit der vom Stadtbauamte in Vorſchlag 
gebrachten Gründe zu befragen ſeien. 


Abtheilung in eigener Regie der Gemeinde zu erfolgen, das Inſtallations— 
materiale iſt theils im Handeinkaufe, theils im Offertwege zu beziehen. 

3. Die Sicherſtellung der Kabel- und Drahtlieferung (Gruppe 4, 
Poſt 1 bis 24 des Koftenanfchlages)” der neuen Beleuchtungskörper 
(Pendenten für drei bis vier Lampen nach vorhandenem Muſter) und 
der erforderlichen Baumeiſterarbeit hat im Wege der Verhandlung mit 
den vom Stadtbauamte namhaft gemachten Firmen zu erfolgen. 

4. Behufs Überwachung und Evidenzhaltung des Inſtallations- 
materiales wird die Aufnahme eines Magazineurs, welcher nach Zu— 
läſſigkeit auch zum Zeichnen herangezogen werden kann, mit dem 
Monatlohne von 60 fl. auf die Dauer eines Jahres bewilligt, deſſen 
Aufnahme über Vorſchlag des Baudirectors durch den Bürgermeiſter 
erfolgt. 

Der Vorſitzende, Vice-Bürgermeiſter Matzenauer, regt an, es 
ſei der Magiſtrat zu beauftragen, wegen Vervollſtändigung der elektri— 
ſchen Beleuchtung in den beiden Magiſtrats-Sitzungsſälen Bericht zu 
erſtatten. | u. 

Referent accommodiert ſich dieſem Zuſatze. 

Modificierter Referenten-Antrag angenommen. 

(6966.) Derſelbe referiert über das Einſchreiten der Firma 
M. Schimmelbuſch um Einladung zur Concurrenz für die 
maſchinelle Anlage der Pumpſtation in Breitenſee und beantragt die 
Geſuchsgewährung. Angenommen.) 

(6965.) Derſelbe referiert über das Offert der Ingenieure 
Ferd. Nagl, Karl Wolf und Johann Hermanek auf Überlaſſung 
ihres Projectes für die Wienfluſsregulierung und beantragt, das vor— 
liegende Offert als in dieſer Form unannehmbar abzulehnen. 

(Angenommen.) 

2520.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Kareis, betreffend die Einlöſung der alten Staatsdruckerei, des 
Jakoberhofes, der alten Univerſität, der Poſtſparcaſſa, des Barbara— 
ſtiftes und des Laurenzergebäudes und beantragt, auf dieſen Antrag 
aus den vom Magiſtrate angeführten Gründen nicht weiter einzugehen. 

(Angenommen.) 

St.-N. Witzelsberger referiert über Geſuche um Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband aus dem XII. Bezirke und beantragt 
die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

(6888.) Wurm Joſef, Gaſtwirt; 

Cſarman Franz, Geflügelhändler; 

Guttmann, auch Gutmann Fanni, Hauſiererin; 

(6885.) Pippa Franz, Einſpänner⸗Eigenthümer; 

Benak Johann, Gärtnergehilfe; 

Buecher Johann, Schloſſermeiſter; 

Kraleder Ferdinand, Fabriksarbeiter; 

Karmarſin Wenzel, Tiſchlergehilfe; 

Navratil Michael, Drechslermeiſter und Hausbeſitzer; 
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Nöbauer Engelbert, Kutſcher; 

Viertler Johann, Gerbergehilfe; N 

Appl Joſef Adolf, Wertzeichen-Revident in der k. k. Hof- und 
Staatsdruckerei; 

Kutchan Franz, Weißgerbergehilfe; 

Grüßinger Cäcilie, k. k. Tabak-Verſchleißerin; 

Lorenz Joſef, Taglöhner; 

Schönberger, alias Slempach Franz, Kutſcher; 

(685 7.) Waclawik Antonie, Köchin; 

Prokeſch Adalbert, Kutſcher; 

(6886.) Sousbek Ferdinand, Tiſchlergehilfe; 

Degelmann Audreas, Tiſchlergehilfe; 

Ch mel Francisca, Hausbeſitzerin; 

Zafouk Joſef, Eiſengießer; 

Hermanek Wenzel, Tiſchlergehilfe; 

Sijrowy Wenzel, Tiſchlergehilfe; 

Preſer Joſef, Fellfärbermeiſter; 

Horak Ignaz, Fellfärbergehilfe; 

Eiſenkob Eduard, Lederausſchneider; 

Nowak Franz, Gaſtwirt-Geſchäftsleiter; 

Manlig Joſef, Tiſchlermeiſter; 

Fiſcher Thereſia, Taglöhnerin; 

Cubr Adolf, Schneidermeiſter; 

Winter Joſef, Fabriksarbeiter; 

Fox Franz, Zahlkellner; 

Empel Joſef, Milchmeier; 

Wald Thereſia, Weißnäherin; 

Wojta Clara, Näherin; 

Nemes Rudolf, Gemeindetaglöhner; 

Stifter Guſtav, Geſchäftsdiener; 

Kauderer Marie, k. k. Tabak-Trafikontin; 

Drole Peter, Gerbergehilfe; 

Breyer Erneſt, Fleiſchermeiſter; 

Pura Johann, Webergehilfe. Angenommen.) 

(6954.) Ht.-R. Nückauf referiert über das Offertverhandlungs- 
Ergebnis, betreffend die Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten 
für den Canalneubau in der Kirchen-, Schönerer- und Wienerſtraße 
in Breitenſee und beantragt, die Genehmigung des Beſtbotes der Firma 
N. Rella & Neffe gegen den offerierten Nachlaſs von 8˙4 Percent 
(gleich einer Erſparung von 1389 fl. 21 kr.). (Angenommen.) 

(6944.) Derſelbe referiert über den zwiſchen der ehemaligen 
Gemeinde Hernals und dem k. u. k. Militärärar am 31. Auguſt 1881 
abgeſchloſſenen Vertrag, betreffend die Erhaltung und Reinigung des 
Hauscanales des Hernalſer Officierstöchter-Inſtitutes gegen ein an die 
Gemeinde zu entrichtendes Jahrespauſchale von 100 fl., und beantragt, 
dieſen Vertrag pro 1. October 1894 vierteljährig zu kündigen und 
eine neue Bemeſſung der Canalräumungsgebür vom 1. Jänner 1895 
an nach den Beſtimmungen des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 
17. Juni 1887, 3. 6152, vorzunehmen. Angenommen.) 

(6919.) Derſelbe referiert über den Bericht des Stadtbauamtes, 
betreffend die Anſchüttung der Eisteiche in Baumgarten, und beantragt, 
die auf den Cat.⸗Parc. 304/1, 304/, 332/2 Unter-Baumgarten 
und 258/2, 211 Ober-Vaumgarten befindlichen Eisteiche mit Aus— 
nahme des zunächſt der Baumgartener Badeanſtalt gelegenen Teiches 
und jenes Theiles, der öſtlich an dem Mühlgerinne und dem Brunnen 
liegt, mittels des bei dem Baue der Wienfluſs-Regulierung und der 
Sammelcauäle gewonnenen Aushubmateriales zuſchütten zu laſſen, 
dieſen Erdaushub ſoweit als möglich daſelbſt zu deponieren und 
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gleichzeitig die durch dieſe Zuſchüttung bedingten, im Commiſſions⸗ 
protokolle angeführten Anderungen in der Zuleitungsvorrichtung für 
die Unrathsabladeſtation zu genehmigen. Die Koſten dieſer Anderung 
in der Zuleitung werden aus dem für den Bau der Sammelcanäle 
bewilligten Pauſchale beſtritten. (Angenommen.) 


(6820.) St.-N. Dr. Hackenberg referiert über den Winter— 
fahrplan der Wiener Tramway-Geſellſchaft 1894/95 und beantragt: 
Der vorliegende Winterfahrplan der Wiener Tramway -Geſellſchaft pro 
1894/95 wird, da er lediglich eine Wiederholung der vorigen Winter— 
fahrordnung iſt, keine Rückſicht auf die jährliche Steigerung der 
Perſonenfrequenz, auf die in der Winterperiode 1894 von der Geſell— 
ſchaft geſammelten ſtatiſtiſchen Daten, ſowie auf die ſeit Jahren von 
der Gemeinde Wien geäußerten Wünſche hinſichtlich der Verbeſſerung 
der Fahrordnung nimmt, abgelehut und an die k. k. u.⸗ö. Statt— 
halterei die dringende Bitte geſtellt, die Wiener Tramway-Geſellſchaft 
zur Vorlage einer in dieſen Hinſichten verbeſſerten Fahrordnung zu 
verhalten. (Angenom men.) 

(3704.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Bauunter— 


! " 
nehmers Paul Oberſt um Übernahme des Haupt-Unrathscanales in 


der Scheidlgaſſe in Gerſthof, XVIII. Bezirk, und beantragt, es ſei 
das Anfuchen des Genaunten um Übernahme des bezeichneten Haupt— 
Unrathscanales gegen Erſatz der auszuweiſenden Herſtellungskoſten 
und Rückvergütung der eingehobenen Canaleinmündungsgebüren ab— 
zulehnen, nachdem die Verpflichtung zur Herſtellung dieſes Canales 
dem Rechtsvorgänger des Paul Ob erſt, Karl Scheidl, aus Anlaſs 
der Parcellierung ſeiner Gründe und der ihm hiebei zugeſtandenen 
Eröffnung einer neuen Straße, der Scheidlgaſſe, auferlegt wurde und 
der Canal als öffentlicher Straßencanal bereits dermalen anzuſehen iſt. 
Das magiſtratiſche Bezirksamt für den XVIII. Bezirk iſt ans 
zuweiſen, für jene Hauscanäle, welche nach Einverleibung der Vor— 
orte in dieſen Straßencanal eingemündet wurden, und zwar von dem 
Zeitpunkte an, mit welchem das Geſetz vom 19. Jänner 1890, 
L.⸗G.⸗Bl. Nr. 9, auch auf das erweiterte Gemeindegebiet von Wien 
Anwendung fand, die nach dieſem Geſetze entfallenden Canaleinmündungs— 
gebüren für die Gemeinde Wien einzuheben. (Angenommen.) 
(6911.) Derſelbe referiert über die Beſchwerde des Wilhelm 
Zeidler wider den Auftrag zur Entrichtung einer Canaleinmündungs— 
gebür per 171 fl. 99 kr. für das Haus XIV., Felberſtraße 94, und 
beantragt: Dieſer Beſchwerde wird mit Rückſicht darauf ſtattgegeben, 
daſs Beſchwerdeführer die Realität XIV., Felberſtraße 94, laut Be— 
ſcheides des k. k. Bezirksgerichtes Sechshaus ddto. 14. April 1889, 
Z. 27141, im Executionswege erworben hat, die bereits in einem 
früheren Zeitpunkte aufgelaufene Canaleinmündungsgebür per 171 fl. 
99 kr. bei der Vertheilung des für das fragliche Haus erzielten Meiſt— 
botes nicht angemeldet und nicht liquidiert wurde, weshalb Wilhelm 
Zeidler rechtlich für die Zahlung dieſer Gebür nicht haftet. 
(Angenommen.) 
(3582.) Derſelbe referiert über die Regelung der Bezüge des 
Garten- und Aufſichtsperſonales am Wiener Central-Friedhofe und 
ſtellt in Verfolg der am 14. d. M. gefassten Beſchlüſſe folgende 
weiteren Anträge: | 
4. Von den Gehilfen beim Gräberausſchmückungsdienſte hat einer 
einen Wochenlohn von 12 fl., zwei einen Wochenlohn von je 10 fl. 
und 14 einen Wochenlohn von je 9 fl. zu beziehen und erhalten, falls 
ſie nicht im Genuſſe einer Naturalbequartierung ſtehen, einen Wohnungs— 
beitrag von je 2 fl. wöchentlich; für dieſe Gehilfen gilt gleichfalls 
eine 14tägige Kündigungefriſt. 
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5. Dem Aufſeher Dominik Bauer wird ein Quartiergeldbeitrag 
von 180 fl. jährlich in monatlichen Raten nachhinein zahlbar und 
ſtatt der 14tägigen eine vierwöchentliche Kündigung bewilligt. 

6. Dem Obergehilfen J. Stricker im St. Marxer Garten 
wird ſtatt des bisherigen Wochenlohnes von 16 fl. ein Monatslohn 
von 70 fl. und ſtatt der bisherigen 14tägigen Kündigung eine ſolche 
von vier Wochen gewährt. 

7. Dem mit der Aufficht über die Werkzeuge ꝛc. betrauten Tifchler- 
gehilfen wird ſtatt des bisherigen Taglohnes von 1 fl. 40 kr. ein 
Wochenlohn von 12 fl. bewilligt und ſohin eine 14tägige Kündigungs⸗ 
friſt zugeſtanden. 

8. Der Verwalter wird ermächtigt, für die Dauer der Gräber— 
ausſchmückungszeit, d. i. für die Zeit vom 1. April bis 3. November 
eines jeden Jahres, einen erprobten und verläſslichen Gärtnergehilfen 
als Aufſeher gegen einen Wochenlohn von 15 fl. und einen Wohnungs— 
beitrag von 2 fl. pro Woche aufzunehmen. 

Ad 6 werden folgende Anträge geſtellt: 

St.⸗R. Vaugoin: den Lohn ſtatt mit 70 fl. monatlich mit 
75 fl. feſtzuſetzen ( 68 fl. Erhöhung pro Jahr). 

Referent accommodiert ſich dieſem Antrage. 

St.⸗R. Dr. v. Billing: den Wochenlohn beizubehalten. 

St.⸗R. Vaugoin: es ſei im Falle der Annahme des Antrages 
Dr. v. Billing der Lohn mit 18 fl. wöchentlich zu beſtimmen. 

St.⸗R. Dr. Lueger: ſtatt der vierwöchentlichen eine einmonat— 
liche Kündigung zu gewähren. 

Modificierter Referenten-Antrag (im Punkte 6 75 fl.) mit Zuſatz 
Dr. Lueger (einmonatliche Kündigung) angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

(5025.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
9. Juni 1894, Z. 34583, betreffend die Zählung der Tramway— 
Fahrgäſte im I. Quartale 1894, und beantragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen.) 

(5042.) Derſelbe referiert über die Zumittlung eines Exemplares 
der Offertausſchreibung zur Erlangung von Plänen für die Anlage 
elektriſcher Bahnen an die Firma O. L. Kummer & Comp. und 
beantragt die Kenntnisnahme. (An genommen.) 

(6707.) St.-N. Dr. Wehansky referiert über den Antrag 
des St.⸗R. Dr. v. Billing, betreffend die Übernahme der Unifor- 
mierungskoſten für den Verwalter und den Verwaltungsadjuncten im 
ſtädtiſchen Aſyl- und Werkhauſe, und beantragt, für dieſe Beamten 
einen einmaligen Anſchaffungskoſtenbeitrag von je 150 fl. zu bewilligen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt 100 fl. 

St.⸗R. Vaugoin beantragt 100 fl. und einen jährlichen Beitrag 
von je 40 fl. zur Erhaltung, beziehungsweiſe Nachſchaffung der 
Uniformen. 

St.⸗R. Matthies beantragt, den Erhaltungsbeitrag mit je 30 fl. 
feſtzuſetzen. 

St.⸗R. Vaugoin accommodiert ſich dem Antrage Matthies. 

Referenten-Antrag ſ abgelehnt. 

Antrag Dr. v. Billing (100 fl) angenommen. 

Die übrigen Anträge abgelehnt. 

(6775.) Derſelbe referiert über Geſuche um Verleihung der 
Wiener Zuſtändigkeit aus dem J. Bezirke und beantragt die Geſuchs— 
gewährung für: 

Prohaska Eliſabeth, geb. Brynich, Köchin; 

Hrubes, geb. Bauer, Weinverkäuferin; 

Novak Joſef, Schneidermeiſter; 

Oeſterreicher Karl, Kunſtgraveur; 
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Kkiz Joſef, Schneidermeiſter; 

Launner Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Schütz Moriz, Privatbeamter; 

Hrdliczka Wilhelm, Bedienter; 

Scharf Anna Apollonia, geb. Swoboda, Haushälterin; 

Grünberger Sandel, Schuhmacher; 

Eiſenmayer Roſalia, Köchin, und 

Ruzowitzky Franz, Magiſter der Pharmacie. 

Angenommen.) 

(6938.) St.-N. v. Billing referiert über die Penſionierung 
des Oberlehrers Lambert Schufter und beantragt, es fer dem mit 
Erlass des k. k. n.⸗ö. Landesſchulrathes vom 20. Juli 1894, Z. 6784, 
mit Ende Auguſt 1894 in den bleibenden Ruheſtand verſetzten Ober— 
lehrer Lambert Schuſter der ihm geſetzmäßig zuſtehende Nuhegehalt 
von 1900 fl. vom 1. September 1894 angefangen unter gleichzeitiger 
Einſtellung feiner Activitätsbezüge aus der Wiener Lehrer-Penſions— 
caſſa flüſſig zu machen und derſelbe im Sinne des Gemeinderaths— 
Beſchluſſes vom 27. April 1875, Z. 3032, zu verhalten, die in dem 
Schulgebäude V., Grüngaſſe 14, innehabende Naturalwohnung binnen 
ſechs Wochen zu räumen. (Angenommen.) 

(3662.) Sl.-A. Dr. Tueger referiert über den Antrag des 
Gem-Rathes Brauneiß wegen Herabſetzung des Kündigungs— 
ſtempels bei kleinen Wohnungen und beantragt, im Hinblicke auf das 
mittlerweile in Kraft getretene Geſetz vom 26. December 1893, 
Nr. 210 R.⸗G.⸗Bl., in der angeregten Angelegenheit nichts weiter 
zu verfügen. (Angenommen.) 

(4563.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Iſidor Siegl, 
namens der Buchner'ſchen Erben, Beſitzer des Hauſes Or.-Nr. 21 
Herrengaſſe im XVIII. Bezirke, um unentgeltliche überlaſſung des 
Gäſschens zwiſchen Or.-Nr. 19 und 21 Herrengaſſe behufs Umbaues 
dieſes Hauſes mit einem öffentlichen Durchgange und beantragt die 
Ablehnung. Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Rachrichten. 


Ausdehnung der Uufallverſicherung. 


Laut Artikel J des Geſetzes vom 20. Juli 1894, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 168, betreffend die Ausdehnung der Unfallverſicherung, werden 
die nachſtehend bezeichneten Unternehmungen, inſoweit dieſelben 
nicht bereits in Gemäßheit des Geſetzes vom 28. December 1887, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 1 ex 1888, betreffend die Unfallverſicherung der 
Arbeiter, verſicherungspflichtig ſind, der Verſicherungspflicht nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des berufenen Geſetzes unterworfen: 

1. Die geſammten Betriebe der Eiſenbahnen, gleichviel mit 
welcher motoriſchen Kraft ſie betrieben werden. 

2. Die Betriebe aller ſonſtigen Unternehmungen, welche ſich 
gewerbsmäßig mit dem Transporte von Perſonen oder Sachen zu 
Lande oder auf Flüſſen und Binnengewäſſern befaſſen, unbeſchadet 
der Ausnahmen, welche im § 2 des berufenen Geſetzes bezüglich 
der den Seegeſetzen unterliegenden Schiffahrtsbetriebe feſtgeſetzt ſind. 

3. Die Baggereien. 

4. Die Unternehmungen, welche ſich gewerbsmäßig mit der 


Reinigung von Straßen und Gebäuden (Fenſtern, Dächern u. dgl.) 
befaſſen. 
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5. Die gewerbsmäßig betriebenen Warenlager-Unternehuungen, 
einſchließlich der Lagerhäuſer und der Betriebe von Holz- und 
Kohlenlagern im großen. 

6. Die Unternehmungen von ſtändigen Theatern, auch wenn 
dieſelben nicht das ganze Jahr hindurch betrieben werden, bezüglich 
aller an denſelben beſchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten, 
ſowie der darſtellenden Perſonen. 

7. Die Berufsfeuerwehren. 

8. Die Gewerbsbetriebe der Canalräumer. 

9. Die Gewerbsbetriebe der Rauchfangkehrer. 


10. Die Gewerbsbetriebe der Steinmetze, Brunnenmacher und 
Eiſenconſtructeure, hinſichtlich aller jener Betriebs-Kategorien, 
welche in die Verſicherungspflicht noch nicht einbezogen ſind. 

In Gemäßheit der Verordnung des hohen k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 27. Juli 1894, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 169, werden die 
Unternehmer derartiger in Wien befindlicher unfallverſicherungs— 
pflichtiger Betriebe aufgefordert, über jeden ſolchen Betrieb an die 
auf Grund des 8 9 des Unfallverſicherungsgeſetzes errichtete Ver— 
ſicherungsanſtalt in Wien, im Wege jenes magiſtratiſchen Bezirks- 
amtes als politiſcher Behörde I. Inſtanz, in deſſen Sprengel der 
Betrieb, beziehungsweiſe deſſen ſtändige Vertretung gelegen iſt, bis 
längſtens 10. September 1894 die im § 18 des Geſetzes vom 
28. December 1887, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 1 ex 1888, vorgeſchriebene 
Anzeige, welche den Gegenſtand und die Art des Betriebes, die 
Zahl der in demſelben beſchäftigten Perſonen und die Summe der 
für die Verſicherung dieſer Perſonen maßgebenden Jahres-Arbeits⸗ 
verdienſte (S 6, Abſatz 5, 6 und 7 des Geſetzes vom 28. December 
1887, R.⸗G.⸗Bl. Nr. Lex 1888, betreffend die Unfallverſicherung 
der Arbeiter) zu enthalten hat, zu erſtatten. 

Dieſe Anzeige hat durch Ausfüllung des von der Verſiche— 
rungsanſtalt in Wien hiefür feſtgeſetzten Anzeigeformulares, und 
zwar für jeden Betrieb in zwei Exemplaren zu erfolgen. 

Die erforderlichen Anzeigeformularien können ſowohl bei den 
magiſtratiſchen Bezirksämtern während den gewöhnlichen Amts— 
ſtunden als auch bei der Arbeiter-Unfallverſicherungsanſtalt, I., 
Schottenbaſtei Nr. 10, unentgeltlich behoben werden. 


Unternehmungen, welche bereits nach dem Geſetze vom 
28. December 1887, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888, der Unfallver: 
ſicherungspflicht unterliegen, deren Verſicherungspflicht aber durch 
das eingangs bezogene Geſetz erweitert wurde, ſind zu einer neuer— 
lichen Betriebsanzeige verpflichtet, welche ſich auf den ganzen, nun- 
mehr der Verſicherungspflicht unterliegenden Betrieb erſtreckt. 

Betriebsunternehmer, welche bezüglich der Verſicherungspflicht 
ihrer Betriebe im Zweifel ſind, haben dennoch die Anzeige zu er— 
ſtatten und in der Rubrik „Bemerkungen“ die Gründe anzugeben, 
aus denen die Verſicherungspflicht bezweifelt wird. 

Jene inländiſchen Eiſenbahnunternehmungen, welche Mitglieder 
der „berufsgenoſſenſchaftlichen Unfallverficherungsanftalt der öſter— 
reichiſchen Eiſenbahnen“ find und beabſichtigen, der durch Artikel I, 
Ziffer 1 des eingangs erwähnten Geſetzes auf ihren geſammten 
Betrieb ausgedehnten Verſicherungspflicht auch bei der genannten 
Verſicherungsanſtalt zu entſprechen, haben die Anzeige hievon an 
dieſe Verſicherungsanſtalt direct zu richten. 

Jeder nach dem 10. September 1894 neu begonnene unfall— 
verſicherungspflichtige Betrieb iſt durch den Unternehmer binnen 
längſtens 14 Tagen an das magiſtratiſche Bezirksamt, in deſſen 
Sprengel der Betrieb gelegen iſt, durch Ausfüllung des von der 
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Verſicherungsanſtalt in Wien hiefür feſtgeſetzten Anzeigeformulares, 
und zwar für jeden Betrieb in zwei Exemplaren, zur Anzeige zu 
bringen. 

Betriebsunternehmer, deren Anzeige unwahre thatſächliche An— 
gaben enthält, werden in Gemäßheit des § 51 des Geſetzes vom 
28. December 1887, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 1 ex 1888, ſofern nicht der 
Thatbeſtand einer nach den allgemeinen Strafgeſetzen zu beſtrafen⸗ 
den Handlung vorliegt, mit Geld von fünf bis fünfhundert Gulden 
und im Nichteinbringungsfalle mit Arreſt von einem Tage bis zu 
drei Monaten beſtraft. 

Betriebsunternehmer, welche die bezeichnete Anzeige unter— 
laſſen oder nicht rechtzeitig erſtatten, werden in Gemäßheit des 
§ 52 desſelben Geſetzes mit Geld bis hundert Gulden und im 
Nichteinbringungsfalle mit Arreſt bis zu zwanzig Tagen beſtraft. 

Nach Artikel IV des eingangs bezogenen Geſetzes finden auf 
Verträge, welche zwiſchen einer Privat-Verſicherungsanſtalt und dem 
Unternehmer eines nach dieſem Geſetze verſicherungspflichtigen Be— 
triebes über die Verſicherung der in dieſem Betriebe beſchäftigten 
Perſonen gegen Betriebsunfälle vor dem 1. November 1893 ab— 
geſchloſſen wurden und deren Dauer in dem Zeitpunkte, mit 
welchem die Wirkſamkeit der hier bezeichneten Verſicherung beginnt, 
noch nicht abgelaufen iſt, die Beſtimmungen des zweiten Abſatzes 
des § 61 des Geſetzes vom 28. December 1887, R. -G. Bl. Nr. 1 
ex 1888, wonach die auf Grund des § 9 ebendesſelben Geſetzes 
errichtete Unfallverſicherungsanſtalt in Wien in den bezüglichen 
Vertrag mit der privaten Geſellſchaft einzutreten verpflichtet iſt, 
nur unter der Vorausſetzung Anwendung, daſs der betreffende 
Verſicherungsvertrag von dem Betriebsunteruehmer, welcher denſelben 
abgeſchloſſen hat, binnen drei Monaten nach dem Eintritte der Wirk— 
ſamkeit des eingangs bezogenen Geſetzes jenem magiſtratiſchen Be— 
zirksamte als politiſche Behörde erſter Inſtanz, in deſſen Sprengel 
der verſicherungspflichtige Betrieb gelegen iſt oder die Schiffahrts— 
unternehmung, beziehungsweiſe deren ſtändige Vertretung ihren 
Sitz hat, unter Vorlage der diesfälligen Polizze angezeigt wird. 

«„ * 


Baudeputation für Wien. 


In der am 22. Auguſt d. J. unter dem Vorſitze Sr. Excellenz 
des Herrn Statthalters Erich Grafen Kielmansegg ftattgehabten 
Sitzung der Baudeputation für Wien kamen elf Recurſe zur 
Erledigung. 

Von dieſen Recurſen betrafen drei den XVI. Bezirk, zwei 
den XI. Bezirk und je einer den I., II., III., V., XIII. und 
XIX. Bezirk. 

Einem Recurſe, betreffend eine Canalherſtellung im XI. Be— 
zirke, einem Recurſe wegen Verweigerung der Bewilligung zur 
Reconſtruction eines abgebrannten Dachſtuhles im II. Bezirke, 
einem Recurſe gegen den Auftrag zu einer Trottoirherſtellung im 
III. Bezirke, einem Recurſe gegen den Auftrag zur Caſſierung 
eines Hühnerſtalles im XIII. Bezirke, einem Recurſe in Betreff 
der angeordneten Caſſierung einer hölzernen Hütte im XI. Bes 
zirke, einem Recurſe gegen den Auftrag zur Herſtellung eines 
geräuſchlos arbeitenden Motors für einen Perſonenaufzug im 
I. Bezirke, einem Recurſe gegen die Verweigerung der Baube— 
willigung für eine proviſoriſche Werkſtätte im III. Bezirke, einem 
Recurſe gegen die Bewilligung eines Anbaues an einen Werk— 
ſtättentract im XIX. Bezirke und einem Recurſe gegen die Ver⸗ 
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weigerung der Bewilligung zu einer Stockwerks-Aufſetzung im 
XVI. Bezirke wurde keine Folge gegeben. 

Einem Recurſe gegen die Verweigerung der Bewilligung zur 
Eindeckung eines Hofes mit einem Glasdache im XVI. Bezirke 
wurde Folge gegeben. 

In einen Recurs, betreffend den Auftrag zur Herſtellung von 
Aborten im XVI. Bezirke, wurde wegen verſäumter Recursfriſt 
nicht eingegangen. 

Die nächſte Sitzung der Baudeputation für Wien findet im 
Monate October d. J. ſtatt. 


Approviſtonierung. 


Borſtenviehmarkt vom 4. und 6. September 1894. 
1. Auftrieb 
auf dem freien Markte: 
Jungſchweine . .. 3615 Stück 
Fettſchweine . 9034 „ 


Summa . 12649 Stück 
Angekauft wurden: 


für Wien 9118 Stück 
für das Land. 2546 „ 
unverkauft blieben 985 „ 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine . von 36 bis 45 (—) kr. 
Fettſchweine. . „ 37 „ 40 (—) „ 
Der Geſchäftsverkehr war lebhaft und ſind am Dienstag— 
Hauptmarkte die Preiſe der Jung⸗ und Fettſchweine um 1 bis 2 kr. 
per Kilogramm geſtiegen und haben die letzteren am heutigen Nach— 
markte eine neuerliche Preisſteigerung von 1 kr. per Kilogramm 
erfahren. 


per Kg. Lebendgewicht. 


* * 
* 


Stechviehmarkt vom 6. September 1894. 


1. Auftrieb: 
Kälber Waidner 853, Kälber lebend 2051, Lämmer 
Waidner 1, Lämmer lebend 4, Schafe Waidner 486, 
Schafe lebend 13.761, Schweine Waidner 741. 


2. Preisbewegung: 
Kälber Waidner .. . per Kg. von 50 (—) bis 64 — ) kr. 
Kälber lebend . . „ „ „ 38 (—) „ 56 , — ) 5, 
Lämmer Waidner ... per Paar von — bis — fl. 


Lämmer lebend. . „ e > 

Schafe Waidner. „ Kg. von 30 (—) bis 42 (—) kr. 
Schafe lebend. „Paar von 6 bis 214 fl. 

Schafe lebendgdz . „ Kg. von — (-) bis — (—) kr. 
Schweine Waidner . . . „ „ „ 44 (—) „ 54 (—) „ 
Schweine lebend junge . . „ „ „ — 15 5 
Schweine lebend fette. . „ „ „ — 6 117 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 484 Stück Kälber mehr 
zugeführt. Die Tendenz war mit Rückſicht auf den erhöhten Bedarf 
für den dieswöchentlichen Feiertag lebhaft und haben ſich die vor— 
wöchentlichen geſteigerten Preiſe gut behauptet. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 1078 Stück Schafe mehr 
aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge günſtigerer Exportverhältniſſe 
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lebhaft. Die Preiſe haben jedoch infolge des neuerlich bedeutend 
geſteigerten Auftriebes / bis 1 fl. per Paar eingebüßt. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 6. September 1894 
166 Stück Maft- und 116 Stück Beinlvieh aufgetrieben; außer— 
dem waren 729 Stück Unverkaufte zu Markte geſtellt. 

Das durchwegs aus minderen Qualitäten beſtehende Angebot 
wurde gut gefragt und iſt in mehreren Partien eine Preisſteigerung 
von 1 bis 2 fl. zu verzeichnen. 


Wilitär- Angelegenheiten. 


Control-Verſammlungen der Urlauber, Reſervemäuuer, Erſatz⸗ 
reſerviſten, ſowie der Seewehr und königl. ungar. Landwehr 
(Honved) für das Jahr 1894. 


Die Control⸗Verſammlungen der Urlauber, Reſervemänner 
Erſatzreſerviſten, ſowie der Seewehr und königl. ungar. Landwehr 
(Honved), welche am 15. October beginnen und am 15. November 
enden, werden in Drehers Saallocalitäten, III., Hauptſtraße 97, 
J. Stock, abgehalten. 

Der Controlact beginnt an Wochentagen um 8 Uhr früh, an 
Sonn- und Feiertagen um 10 Uhr vormittags, und hat ſich die 
controlpflichtige Mannſchaft, mit ihren Militärpäſſen und polizei— 
lichen Meldzetteln verſehen, um die genannte Stunde pünktlich 
einzufinden. 

Zur Controle in Wien ſind berufen: 

alle in den 19 Bezirken Wiens wohnhaften dauernd be— 
urlaubten Reſervemänner und Erſatzreſerviſten ſämmtlicher Truppen— 
körper und Anſtalten des ſtehenden Heeres und der Kriegsmarine, 
ſowie die Angehörigen der Seewehr und königl. ungar. Landwehr 
(Honved), ohne Unterſchied, ob dieſelben hier zuſtändig ſind oder 
ſich nur zeitweilig hier aufhalten. 

Ausgenommen ſind: 

a) die Candidaten (und Zöglinge) des geiſtlichen Standes; 

b) diejenigen, welche im laufenden Jahre in activer Dienſt— 
leiſtung geſtanden ſind oder die militäriſche Ausbildung oder 
Waffenübung mitgemacht haben; 

c) diejenigen, welche im laufenden Jahre zur activen Dienſt— 
leiſtung, militäriſchen Ausbildung oder Waffenübung einge⸗ 
rückt waren und krankheitshalber oder behufs Superarbitrierung 
wieder in das nichtactive Verhältnis rückverſetzt wurden; 

d) die mit Certificat betheilten, dauernd beurlaubten Unter— 
officiere, welche in öffentlichen Bedienſtungen bleibend oder 
proviſoriſch angeſtellt ſind; 

e) die in Unterſuchungs⸗ und Strafhaft Befindlichen, dann die 
einer Zwangsarbeits⸗ (Corrections⸗) Anſtalt Überwieſenen; 

) die mit Seereiſebewilligungen oder mit Auslands-Reiſepäſſen 
Betheilten, wenn ſie thatſächlich eingeſchifft ſind oder ſich im 
Auslande befinden; 

g) die zur Zeit der Control-Verſammlung bei der Gendarmerie 
Dienenden; | 

h) die dauernd Beurlaubten und Erfaßreferviften in dem Jahre, 
in welchem ſie aſſentiert wurden. 

Die Belehrung über die Art der Einbringung von Ent— 
hebungsgeſuchen iſt im Militärpaſſe enthalten. 

Jeder zur Control-Verſammlung Verpflichtete hat bei der— 
ſelben perſönlich zu erſcheinen; eine Stellvertretung iſt ſomit nicht 
geſtattet. 
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Es wird hiemit insbeſondere und ausdrücklich aufmerkſam 
gemacht, daſs die Einberufung zu den Control-Verſammlungen 
ſowohl für die Evidenzzuſtändigen wie für die Fremden nur 
mittels öffentlicher Kundmachungen und nicht durch Zuſtellung 
von Einberufungskarten erfolgt. 

Demnach hat jeder zur Controle Verpflichtete die in der 
bereits publicierten Kundmachung des Magiſtrates ddto. 8. Sep⸗ 
tember 1894, M.⸗Z. 138274, für die einzelnen Truppenkörper 
feſtgeſetzten Tage auf das genaueſte einzuhalten und rechtzeitig zu 
erſcheinen, ohne eine Einberufungskarte abzuwarten. 

Die Mannschaft der königl. ungar. Landwehr (Honved) wird 
vom 15. October bis incluſive 15. November täglich angenommen. 

Die Nichtbefolgung der in dieſer Kundmachung verlautbarten 
Anordnungen, ſowie das Nichterſcheinen bei der Controle zieht die 
Behandlung nach den Militär-Diſciplinar-Strafvorſchriften uach ſich. 

Bei der Nachcontrole, welche am 21., 22., 23., 24., 25. und 
20. November in obbezeichneten Localitäten ſtattfindet, und be— 
züglich welcher eine ſpecielle Verlautbarung erfolgt, wird nur jene 
Mannſchaft ſtraffrei zugelaſſen, welche das Nichterſcheinen bei der 
Hauptcontrole durch ein legales Document genügend zu recht— 


fertigen vermag. 


* * 
** 


Coutrol⸗Verſammlungen der k. k. Landwehr im Jahre 1894. 


Die durch den § 55 des Wehrgeſetzes vom Jahre 1889 ange— 
ordneten Control-⸗Verſammlungen werden gemäß der SS 35 bis 41 
der Wehrvorſchriften, III. Theil, in der Zeit bom 1. October bis 
8. November d. J., mit Ausnahme der Sonn- und Feiertage, 
für die k. k. Landwehr Mannſchaft abgehalten. 


Zu denſelben iſt jeder nichtactive Landwehrmann und Landwehr— 
Eratzreſerviſt zu erſcheinen verpflichtet. 
Ausgenommen ſind: 

a) die Candidaten (und Zöglinge) des geiſtlichen Standes; 

p) diejenigen, welche im laufenden Jahre in activer Dienſtleiſtung 
geſtanden ſind oder die militäriſche Ausbildung oder Waffen— 
übung mitgemacht haben; 

c) diejenigen, welche im laufenden Jahre zur activen Dienft- 
leiſtung, militäriſchen Ausbildung oder Waffenübung einge— 
rückt waren und krankheitshalber behufs der Superarbitrirung 
oder als überzählig wieder in das nichtactive Verhältnis rück— 
verſetzt wurden; 

d) die mit Certificat betheilten, dauernd beurlaubten Unterofficiere, 
welche in öffentlichen Bedienſtungen bleibend oder proviſoriſch 
angeſtellt ſind; 

e) die in Unterſuchungs- und Strafhaft Befindlichen, dann die 
einer Zwangsarbeits⸗(Corrections⸗)Anſtalt Überwieſenen; 

5) die mit Seereiſebewilligungen oder mit Auslands Reiſepäſſen 
Betheilten, wenn ſie thatſächlich eingeſchifft ſind oder ſich im 
Auslande befinden; N 

g) die zur Zeit der Control-Verſammlung bei der Gendarmerie 
Dienenden; 

h) die nicht zum Präſenzdienſte herangezogene Landwehr-Mann— 
ſchaft und Erſatzreſerviſten in dem Jahre, in welchem ſie 
aſſentiert wurden. 

Der Controlact beginnt täglich um ½9 Uhr früh. 
Derſelbe wird in der Landwehr-Kaſerne im V. Bezirke, 
Siebenbrunnengaſſe Nr. 37, abgehalten. 
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Jeder zur Controle Verpflichtete hat ſich bei derſelben per— 
ſönlich einzufinden; eine Stellvertretung iſt unzuläſſig und hat 
jeder den Landwehrpass mitzubringen. 

Im Erkrankungsfalle iſt am Einberufungstage ein vom Be— 
zirksarzte beſtätigtes ärztliches Zeugnis auf den Controlplatz ein— 
zuſenden. 

Die Einberufung zur diesjährigen Coutrol-Verſammlung er— 
folgt ſowohl für die Einheimiſchen als für die fremden Landwehr— 
männer nur mittels öffentlicher Kundmachung ddto. 1. Sep— 
tember 1894, Z. 142271, und werden keine ſeparaten Ein— 
berufungskarten ausgegeben. 

Der in dieſer Kundmachung für jeden Landwehrkörper feſt— 
geſetzte Tag iſt auf das genaueſte einzuhalten. 

Jene controlpflichtigen, nichtactiven Landwehrmänner, welche 
der Control⸗Verſammlung an den vorbezeichneten Tagen nicht bei— 
gewohnt haben und vom Erſcheinen bei der Control-Verſammlung 
nicht gänzlich enthoben wurden, ſind verpflichtet, zur Nachcontrole 
zu erſcheinen und unterliegen überdies, inſofern ſie ſich nicht zu 
rechtfertigen vermögen, der militäriſchen Beſtrafung. 

Die Nachcontrole der nach Wien zuſtändigen und zu den 
Landwehr⸗Bataillonen Wien Nr. 1, St. Pölten Nr. 3 und Wr. 
Neuſtadt Nr. 4 gehörigen Landwehrmänner findet am 29. No— 
vember vom Buchſtaben A bis M und am 30. November vom 
Buchſtaben N bis 2, ferner der in den 19 Bezirken Wiens im 
Aufenthalte befindlichen Landwehrmänner fremder Bataillone der 
k. k. Landwehr am 1. December vom Buchſtaben A bis H, am 
3. December vom Buchſtaben I bis P und am 4. December 1894 
vom Buchſtaben Q bis 4 in der Landwehr-Kaſerne im V. Bezirke, 
Siebenbrunnengaſſe Nr. 37, ſtatt und beginnt der Controlact an 
dieſen fünf Tagen um 9 Uhr früh. 


Buubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Acteuſtücke im Bandepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahleu die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Hefude um Naubewilligungen wurden überreicht: 
vom 3. bis 6. September 1894: 


Für Neubauten: 
XVIII. Bezirk: Gartenſalou, Piſſoir und zwei Aborte, Währing, Johaunes— 
gaſſe 59, von Georg und Anna Roſendorfer, Bau— 
führer? (26121). 


Für Zubauten: 


IV. Bezirk: Seitentract, Louiſengaſſe 21, von Mich. Fröſch, Bauführer 
E. Schätz (6629). 
XVI. Bezirk: Hofſeitentract, Neulerchenfeld, Hauptſtraße 57, von Johaun 
Chvaltenthaler, Bauführer Franz Vock (89292). 
Für Adaptierungen: 
II. Bezirk: Wallenfteinftraße 56, von Lorenz Waldmann, Maurer 
meiſter (6592). 
5 1 Rueppgaſſe 8, von Franz Gauder, Bauführer C. Frick 
(6632). 
1 „ Rueppgaſſe 21, von Johann Bacher, Bauführer Joſef 
Müller (6633). 
III. Bezirk: Hafengaſſe 24, von Heinrich Ohrner, Baumeiſter (6606). 
IV. Bezirk: Mayerhofgaſſe 4, von Dr. Leopold Preleuthner, Bau— 
führer R. Jäger (6590). 
N „ Victorgaſſe 1, von Rudolf Piskorſch, Bauführer W. 
Stadler (6631). 
V. Bezirk: Hundsthurmerſtraße 141, von Joſef Tandler, Bauführer 


C. Stöger (6612). 

Siebenbrunnerfeld, Grundb.-Einl. 1045 (Pferdemarkt), von 
der Stadt Wien, Bauführer Daxelmüller 
& Kautz (6620). 
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XII. Bezirk: Altmannsdorf, Breitenfurterſtraße 38, von Roſa Suſchny, 
Bauführer Michael Bor ak (24839). 
XV. Bezirk: Fünfhaus, Schönbrunnerſtraße 29, von Edl. v. Boſch, 
ebenda, Bauführer Johann Giller, XII., Schönbrunner— 
g ſtraße 69 (21454). 8 
Bezirk: Dornbach, Ottakringerſtraße, Conſcr.-Nr. 340, von Joſef 
Reicher, XVI., Breitenſeerſtraße 12, Bauführer Engelbert 
Schrammel (28392). | 
Hernals, Krongaſſe 35, von Jakob Häusler, ebenda, 
Bauführer Karl Lang (28424). 


Für diverſe (geringere! Bauten: 
II. Bezirk: Wächterhaus, Dresdnerſtraße 108, von Joſef Keck, Bau— 
führer L. Ritter (6635). 

VI. Bezirk: Hofeindeckung, Mariahilferſtraße 107, von Joſef Halla 
ö und Hugo Juſtus, Bauführer L. Zatz ka (6627). 
Bezirk: Abort, Spittelberggaſſe 24, von Johann Frank, Bauführer 

Th. Loskot (6647). 
„Bezirk: Gedeckte Kegelbahn, Hietzing, Hauptſtraße 24, von F. Zifferer, 
Bauführer ? (24905). 
Holzſchupfen-Aufſtellung, Hietzing, Auhofſtraße 48, von Ferd. 
N Nierody, Bauführer ? (24906). 
Bezirk: Canal, Neulerchenfeld, Haſuerſtraße 41, von Anna Hir ſch, 
ebenda, Bauführer N. Rella & Neffe (39564). 
Bezirk: Schupfe, Ober-Döbling, Sonnbergplatz 4, von Eliſe Pa m— 
pichler, ebenda, Bauführer Joh. Schäffer (16206). 
Steinzeugrohr-Canaliſierung, Ober-Döbling, Neuſtiftgaſſe 8, 
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ö von Georg Edelbacher, ebenda, Bauführer Johann 
Schäffer (16207). 
Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
XVI. Bezirk: Ottakring, Engerthgaſſe 17, von Karoline Greger, Bau— 


führer Matthias Millik (39026). 


Geſuche um Bekanntgabe der Naulinie wurden überreicht: 
II. Bezirk: Paſettigaſſe, Grundb.-Einl. 3459, von Leo Weis, für Karl 
ö Vopelins, Junſtraße 9 (6596). 
III. Bezirk: Khunngaſſe, Grundb.⸗Einl. 2686, von Heinrich Weiner, 
Staudingergaſſe 9 (6618). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
VII. Bezirk: Kaiſerſtraße 91, von Joſef Schneider, Baumeiſter (6600). 


Gewerbeaumeldungen vom 1. September 1894. 


(Fortſetzung.) 
Elias Michael — Kaffeeſchank — XIV., Rudolfsheim, Karolinengaſſe 13. 
Nowak Johann — Conceſſion zum Betriebe einer Kegelbahn — V., 


Untere Bräuhausgaſſe 49. 

Bily Joſef — Herren-Kleidermachergewerbe — XIV., Rudolfsheim, 
Holochergaſſe 6. 

Klima Marie — Damen⸗-Kleidermachergewerbe — XVII., Hernals, 
Bergſteiggaſſe 31. 

Sladek Marie — Damen-⸗Kleidermachergewerbe — V, Steinbauerg. 10. 

Teinitzer Marie — Kleidermachergewerbe — V., Eiuſiedlergaſſe 9. 

Zunz Roſina — Damen⸗Kleidermachergewerbe — VII., Neuſtiftgaſſe 16. 

Pſchikal Ludwig Ed. — Kohlenhandel — V., Matzleinsdorfer Kohlenhof, 
Rutſche 20— 21. 

Kulla Francisca — Metallgießerei — V., Grüngaſſe 15. 

Sturm Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVII., Hauptſtraße 33. 

Marek Raimund — Verſchleiß von Militär-Adjuſtierungs-Artikeln — 
VI., Kaſernengaſſe 13. 

Palzeczek Maximilian — Modelltiſchler — X., Himbergerſtraße 79. 

Preſch Karoline — Verſchleiß von neuen Nähmaſchinen — VII., Breiteg. 18. 

Zemauovics Paul — Obſt- und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVI., Ottakring, Payergaſſe 3. 

Weigl Albert — Photographengewerbe — X., Raaberbahugaſſe 13. 

Fiedler Apollonia — Pfaidlergewerbe — X,, Laxeuburgerſtraße 33. 

Tuchfeld Otto — Pfaidlergewerbe — VII., Neubaugaſſe 50. 

Wagner Katharina Marie — Pfaidlergewerbe — X., Alxingergaſſe 30. 

Hadrigan Barbara — Privilegium vom 31. October 1885 auf Neue— 
rungen in der Conſtruction transportabler Heizöfen und Herde — V., Diehlg. 45. 

Selkes Guſtav — Proviſionsagent — XIX., Ober-Döhling, Hauptſtr. 86. 

Hrubſcha Anna — Verſchleiß von Rahm, Obſt und Grünwaren — 
VIII., Buchfeldgaſſe 10. 

Sträußler Max — Sammeln von Pränumeranten — XVIII., Gerſthof, 
Weinberggaſſe 25. 

Kadrnoska Franz — Schloſſer — XVII., Hernals, Leopoldigaſſe 21. 


Schwaha Karl — Schuhmacherzugehör- und Leder Verſchleiß — XII., 


Unter-Meidling, Schönbrunner Hauptſtraße 121. 

Soukup Franz — Schuhmacher — VIII., Breitenfeldergaſſe 5. 

Fiſcher Marie — Verſchleiß von Schul-, Gebetbüchern und Kalendern — 
VII., Zieglergaſſe 55. 

Malek Roſalia — Spirituoſenhandel — X, Bürgerplatz 5. 
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Boskowitz Stephan — Tanzſchule — VII., Kaiſerſtraße 6. 

Hering Hermann — Tanzſchule — VII. (derzeit im Nichtbetrieb). 

Müller Karl jun. — Tapezierer und Decorateur — III., Untere Viaduck— 
gaſſe, Caſematte 58. 

Groß Adolf — Uhrmacher — XIX., Ober-Döbling, Hauptſtraße 59. 

Brezina Anna — Wäſcheputzergewerbe — XV., Sechshauſer Hauptſtr. 26. 

Hofmann Marie — Wäſcheputzergewerbe — XV., Hauglüsgaſſe 1. 

Finkes Hedwig — Zeitungs⸗Verſchleiß — XV., Weſtbahnhof, Veſtibule 
und Perron. 

Kral Karl — Zeitungs-Verſchleiß — III., Rennweg 76. 

Mader Ignaz — Zeitungs ⸗Verſchleiß — III., Haidingergaſſe 26. 


* + 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 3. September 1894. 


Borg Michael — Brantweinſchank — XIV., Sechshaus, Stiegergaſſe 1. 

Hermann Adolf — Brautweinſchank — XIV., Rudolfsheim, Fiſcher— 
aſſe 7—9. 
f Maſſarik Bertha — Brantweinſchank — XVII., Hernals, Annagaſſe 11. 

Czeike Theodor, Krishaber Simon — Buchbindergewerbe — VII., 
Mariahilferſtraße 84. 

Jun Sophie — Drechslergewerbe — XIV., Sechshauſer Hauptſtraße 51. 

Nothfelluer Marie — Feinputzerei — XIX., Heiligenſtadt, Barawitzkag. 9. 

Schnitzer Salomon — Fiaker-Conceſſion Nr. 124 — IX., Nujsdorfer- 
ſtraße 60. | 

Bärnat Emil — Friſeur und Raſeur — XI., Simmering, Geiſel— 
bergſtraße 3. 

Bily Karl — Gaſtwirtsgewerbe — XIV., Rudolfsheim, Sechshauſer 
Hauptſtraße 60. 

Feitſch Ludwig — 
Ullmannſtraße 51. 

Horwath Thomas — Gaſtwirtsgewerbe — XIV., Rudolfsheim, Hüttel- 
dorferſtraße 71. 

Kranzl Franz — Gaſtwirtsgewerbe — XVI., Ottakring, Schotteng. 5. 

Schmid Johann — Gaſtwirtsgewerbe — XIV., Sechshauſergürtel 7. 

Wohlrab Eduard — Gaſtwirtsgewerbe — XIV., Sechshaus, Sechs— 
hauſer Hauptſtraße 13. 

Berger Ludwig — Geflügelhandel — IX., Währingerſtraße 64. 

Bauer Iguaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Liebhartsgaſſe 34. 

Eiſele Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Marktgaſſe 23. 

Gautner Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Rittergaſſe 25. 

ih Cäcilie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmering, Haupt— 
ſtraße f 

Riſſelhuber Engelbert — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Spitalg. 33. 

Schulz Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, 
Wilhelmſtraße 8. 

Stanka Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Himbergerſtraße 65. 

Stech Auton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzing, Kaiſerg. 19. 

Schornſtein Richard — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Wiener 
Börſen⸗Correſpondenz“ — IX., Bauernfeldplatz 4. 

Garon Ignaz — Juſtallation von Gas- und Waſſerleitungen — XIX., 
Nufsdorferlände 37. 

Dalndörfer Thereſia — Marktfierantin in Wirk- und Wollwaren — 
VII., Neubaugaſſe 26. 

Karel Amalia — Maſchinſtrickerin — X., Wielandgaſſe 15. 

Schill Johann — Mehl- und Grieß-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Rudolfſtraße 18. | 

Schreiber Franz Johann — Milch- und Gebäck-Verſchleis — X., 
Waldgaſſe 26. 

Neumayer Barbara — Pferdefleiſch- und Pferdeſelchwaren-Verſchleiß — 
XVI., Ottakring, Ganſterergaſſe 21. 

Jurka Stanislaus — Schuhmacher — VI., Magdalenenſtraße 32. 

Traun Leopold — Spirituoſenhandel mit Ausſchluſs des Ausſchankes 
und Kleinverſchleißes gebrannter geiſtiger Geträuke — X., Laxenburgerſtr. 99. 


Gaſt⸗ und Schaukgewerbe — XIV., Sechshaus, 


* * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 4. September 1894. 


Marle David — Bank-Commiſſionsgeſchäft — VI., Stumpergaſſe 42. 

Straßky Max — Ciſeleurgewerbe — VII., Kaiſerſtraße 109. 
0 an Wenzel — Drechslergewerbe — XIV., Rudolfsheim, Goldſchlag— 
traße 61. 

Korn Francisca — Einſpänner (Lic.⸗Nr. 691) — XIX., Unter⸗Döbling, 
Peregrinigaſſe 32. 

Ulrich Johann — Einſpänner (Lic.⸗Nr. 433) — XIX., Unter⸗Döbling, 
Peregrinigaſſe 25. 

Mößner Johann — Fiaker (Lic. Nr. 548) — XII., Unter-Meidling, 
Ehrenfelsgaſſe 17. 

Ratka Adolf — Fiaker (Lie.-Nr. 255) — XII., Unter-Meidling, Matzleins⸗ 
dorferſtraße 22. | 

Ratka Adolf — Fiaker (Lic.⸗Nr. 922) — XII., Unter-Meidling, Matzleins- 
dorferſtraße 22. (Das Weitere folgt.) 
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Sitzung des Gemeinderathess nnn... 1937 33. lan un die Baulinienbeſtimmung für das Haus 1045 
ee „ 3 n Sitzung des Ge. 34. Derf elbe, betreffend die Abänderung der Baulinie der Gürtel⸗ 

FFC ſtraße von der Gumpendorferſtraße bis zur Mollardgaſſe ... 1945 

Inhalt: 35. Gem.⸗Rath Ritt. v. Neumann, betreffend die Baulinien⸗ 
Mittheilungen des Vorſitzenden: I Niveauänderung aus Anlafs der Stadtbahnherſtellung in 125 
f Kiten f n ttakring und Breitenfee ee “Tien 

ä nn f * nn a 8 N u für 1937 36. Derſelbe, betreffend Abſtandnahme von der Durchführung 

2. Entſchuldigung des Gem.⸗Rathes Dolainski wegen Fern- der Rothenhofgaſſe in die Lerchenfelderſtraße im VIII. Bezirke . 1947 
rr a ae tn 1937 375 erſel be, betreffend die Baulinienbeſtimmung für die 

3; Beurlaubung des Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Richter und der Gem. 38 9 N ae 29 Fall ent e : für 516 
1 0 a k. D 515 5 1 5 60 1 19 „ 9 | Realitit Ein 3 549 Kaiſer⸗Ebersderf W 1948 
Dr. er, 5 b. ; Linl. -O: f z Dorff * 
118 555 en a , rt . m 0 1937 39. Gem.⸗Rath Matthies, betreffend den Canalbau in der | 

4. Urlaubsverlängerung für den Gem.-Rath Dr. Huber... . . 1937 Wilhelminenſtraße, XVI. Bezirk (Zuſchusscredih: . . - - SE 1948 

5. Spende eines Ungenannten per 500 fl. für die chriſtlichen Armen 40. 15 r . des Hauſes III. Be— er 
U a ek a at Ar ee De de een 1938 l, ae Hauptſtraße 18:2... 

ni b r l een ee el ei, ee ws an 
ö gala beſcha geenen e f f 1 1938 42. Der ſe lb e, betreffend die Auswechslung von Dippelböden in 

8. ur 1110 2 Guſtav Wurz für die Armen der Pfarre Wr 0 (guſchnsserciß III., Schulgaſſe 3, und II., Rn 
ieee. ee : | Ollſch Er ee RR: 

9. Spende einer ungenannten Hofrathswitwe für Arme des IV. Be— 43. ee 3 bofe 0 oe 5 von Grüften 1949 
sds, 1938 ger Friedhoſe (Zuſchuſscredi ) ©. „ 

10. Spende eines Ungenauuten für Arme des XIV. Bezirkes . . . 1938 44. De rſelbe, betreffend die Subventionierung der Geuoſſenſchaft 1 

11. Spende eines Ungenannten per 50 fl. für Arne Wiens — . 1938 45 85 i g a 55 Subr an en 55 ] Wiener 49 

% 1 7 ante nee 100 

hler Ar 8 „%%% ͤ el i ; 3 ee 

13. en ach Aale Urb any. 9 f o 1938 46. Derſelbe, belreffend die Subventionierung des Gemein⸗ 

14. Einladung des Gemeinderathes ſeitens der Kirchenvorſtehung nützigen Vereines im IX. Bezirke g. 950 
St. Peter zu einer Proceſſion zur Dreifaltigkeitsſäule Am 47. Derſelbe, betreffend die Subventionierung der Genoſſen⸗ 
ee N en 1938 schaften der Gaſtwirte und Kaffeeſieder für ihre fachliche Fort- 

15. Reſignation des Gem.-Rathes Kareis auf fein Gemeinderaths— bildungsſchule . „ F255 5 
C en ae ec he ne 1938 48. Der ſe 1 ler: Mi an des Weinbau⸗ 

16. Reſignation des Gem.-Rathes B an auf ſein Stadtraths— vereines für Ober- und Unter⸗Sieverinng.. ET 
le Deine . 2: j Be g i .. . 1938 49. Gem.⸗Rath Witzelsberger, betreffend die Verbreiterung 

17. Dank Sr. Majeſtät des Kaiſers für die Beileidskundgebung 9 ae le der Lainzer und 951 

er ; ssl 8 Able “her orferſtraße i „ M 
0 a a 1 5 Vo ls 1938 50. Derſelbe, betreffend die Subventionierung der freiwilligen 

18. Allerhöchſte Entſchließung, betreffend die Bewilligung zur tax— Feuerwehr „Rudolfshügel sss 
freien Veranſtaltung einer Armenlotterie im Jahre 1895 . . . 1938 sl. en a „ e See e 

19. Dank des Gemeinderathes der Landeshauptſtadt Brünn für die 1 eim Landtage um Beitrag zu den Koſten der Alsbach— 195 
Oelestngeung ang vs e ds Singh | er dera dr Kg n deen m e 

20. Austritt 1 en ; Haus dem Landesſchulrathe Eu 1939 5 1 15 e ee Churhausgaſſe 1951 

0 . 0 hi n Giinftlor Wi iir di und dem Stod-im-Eifenplage (Zuſchuſseredit .... 5 

en 1 1 5 e = N an u Ai a 1939 53. Gem. -Rath Rückauf, betreffend die Subventionierung der 

22. Dank des wiſſenſchaftlichen Vereines „Skioptikon“ für die ge- freiwilligen Feuerwehr Hütteldorf : „ nen. 1952 

f währte Subvention . 1939 54. Derſelbe, betreffend die Subventionierung der Genoſſenſchaft 
5 . n e 4 c er Zuckerbäcker % 1 19 
23. Reſultat der Wahl von Mitgliedern in die Approviſionierungs— der Zuckerbäcker ...... 
ö nun ee ee 1939 9 9 ' j 91 deo; 
24. Spende des Gen-Raches B üſch für die fütt. Bibüocher . . 1939 Weh . Beptende 1894. Hen ibung des Heneinderathes 
Einlauf: Inhalt: 

25. Petition von Hausbeſitzern in Hetzendorf, betreffend die Her⸗ 1. Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer, betreffend Beglück— 
ſtellung von Betoncanälen in den Seitengaſſen dieſes Bezirks⸗ wünſchung des ehemaligen Wiener Bürgermeiſters Dr. C. Felder 1952 
theiles zur Aufnahme der Niederſchlagswäſſer (überreicht durch 2., 3. und 4. Gem.⸗Rath Dr. v. Billing, betreffend Verleihung 
Gem.⸗Rath Bü ſcck nnn 1939 der goldenen Salvator-⸗Medaille au Lina Hir ſch, an den 

| i . Wiener evangeliſchen Singverein und an den Mäuner-Geſang— 
Wie n 8 a verein „Meidlinger Liedertafel ss e.. 1952 

26. Gem.⸗Rath Stehlitk, betreffend die Trinkwaſſerzufuhr in der Stadtrath: 

Pointengaſſe in Dorubach •.— U ² 1939 Sitzungen des Stad trathe sn 1952 

27. Gem⸗Rath Mareſch, betreffend die Herabſetzung des Fahr⸗ Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 29. Auguſt 1894. 1952 
preiſes der Neuen Wiener Tramway-⸗Geſellſchaft in der Strecke Allgemeine Nachrichten: 

„Lercheufelderlinie— Mariahilferlinii s. 1940 Ausdehnung der Unfallverſicherun . ( [ :...... 1955 

28. Gem.⸗Rath Brauneiß, betreffend die Fleiſchtheuerung . . . 1940 Baudeputation für Wien. 1956 

Antrag: Approviſionierung: 0 en | 

29. Gem.⸗Rath Steh ik, betreffend die Anbringung der Auſſchrift Borſtenviehmarkt vom 4. und 6. September 1894... 1957 

„Mariahilferſtraße“ auf den Mariahilfer Tramwaywägen .. . 1940 d September 189 ki. 1957 
Referate: | Control⸗Verſammlungen der Urlauber, Reſervemünner, Erſatzreſer⸗ 

30. Gem.⸗Rath Dr. v. Billing, betreffend die Ergreifung der viſten, ſowie der Seewehr und königl. ungar. Landwehr (Honved) 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof in Angelegenheit der für das Jahr 18y.:!ii N re 1957 
Bauführung der Eheleute Anton und Anna Kierlinger auf 8 i der k. k. Landwehr im Jahre 1894 . . . 1958 
der Parcelle 710/ Heiligenſtadt, Beethovengangg Baubewegung: a 

31. Gem-Rath Wurm, betreffend die Stations-Commiſſion, die Geſuche um Baubewilligungen vom 3. bis 6. September 1894. 1958 
politiſche Begehung und Enteignungsverhandlung für die Strecke Gewerbean meldungen S X ee .. 1959 
„Hütteldorf— Hietzing“ der Wienthallinie der Wiener Stadtbahn 1942 | Kundmachungen. 
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